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Badischer Landtag.
Zweite Kammer .

IRL . öffentliche Sitzung
am Donnerstag den 28 . Juni 1906 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben. Sodann
1 . Mündlicher Bericht der Budgetkommission über die an

dieselbe zurückverwiesene Frage des Beitritts Badens zur Per¬
sonentarifreform . Berichterstatter : Abg . Or . W i l ck e n s.

3 . Fortsetzung der Beratung des Berichts der Budgetkom¬
mission über das Spenzialbudget des Eisenbahnbaues für die
Jahre 1906 und 1907 (Schlußwort des Berichterstatters und
Spezialdiskussion) , samt einschlägigen Petitionen (Seite 18 ff.,
58 ff. , 61 ff. , 73 ff ., 77 ff ., 80 ff . , 82 ff ., 84 ff. . 88 ff..
110 ff. des Kommissionsberichts ) — Drucksache Nr. 15 — . Be-

Am Regierungstisch : Präsident des Großh .
Ministeriums des Großh . Hauses und der auswärtigen
Angelegenheiten Geh . Rat Frhr . von Marschall ,
Generaldirektor Geh. Rat Roth , Ministerialdirektor
Schulz , Baudirektor Wasmer , Betriebsdirektor
En gl er , Oberregierungsrat Henn .

Vizepräsident Zehnter eröffnet die Sitzung kurz vor
halb 10 Uhr.

Es wird folgender Einlauf angezeigt :
Schreiben der Handelskammer Freiburg mit einer An¬

zahl Abdrücke einer Eingabe an die Erste Kammer in
Betreff des Gesetzentwurfs über die Vermögenssteuer zur
Verteilung an die Mitglieder des Hauses.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.

Zu Ziffer 1 erhalten das Wort
Berichterstatter Abg . vr . Wilckens : In der Sitzung

der Zweiten Kammer vom 23 . Juni d . I . gelangte an¬
läßlich der Beratung des Spezialbudgets der Verkehrs¬
anstalten, und zwar jenes über den Anteil Badens am
Reinertrag der Main -Neckarbahn , ein Antrag der Abgg .
Obkircher und Gen . zur Annahme , welcher die Vertagung
der Verhandlungen und die Rückverweisung an
die Kommission in Vorschlag gebracht hatte . Es
hat sich dieser Antrag , wie der Herr Präsident damals
sofort festgestellt hat , nur auf die Personentarifreform ,
nicht aber auch auf die Positionen des Budgets bezogen ,
welche von dem Hohen Hause genehmigt worden sind .

Der Grund der Zurückverweisung der Tarifreform an die
Budgetkommission war aber der . daß bei den Erörte¬
rungen im Plenum erhebliche Zweifel darüber entstanden
waren , ob dann, wenn auf der Maiu - Neckarbahn
die 4. Klasse zur Einführung gelange — und es hat die
Gr . Regierung im Laufe der Verhandlungen ja erklärt , daß
sie ihre Zustimmung dazu bereits gegeben habe — , die
auf Seite 71 des Berichts bezeichnete gleichmäßige
Behandlung der Wagen der dritten und der vierten
Klaffe auch auf die badischen Strecken der Main -Neckar¬
bahn Anwendung finden werde . Eine Anzahl von Rednern
aus dem Hause hatte sich im Verlaufe der Verhandlungen
vom letzten Samstag dahin ausgesprochen , daß dies un¬
bedingt verlangt werden müsse, daß also für die badische
Strecke der Main— Neckarbahn die gleichen Bestimmungen
zu gelten hätten, wie für die anderen Anschlußbahnen,
welche Wagen 4 . Klasse bis zu den Betriebsknotenpunkten
in unser badisches Land hereinführen, und daß demgemäß
dem Publikum , welches auf badischen Stationen der
Main— Neckarbahn seine Fahrkarten löse , zu überlassen
sei , ob es einen Wagen 3 . Klasse oder einen Wagen
4 . Klasse auf die Karte zum Preise von 2 Pfg . pro
Kilometer benützen wolle. Diese Zweifel sind in der
Sitzung vom 23 . Juni durch die Erklärungen der Großh .
Regierung leider nicht zu beseitigen gewesen. Es war in
jener Verhandlung insbesondere eine Präzise Zustimmung
der Großh. Regierung zu einem von dem Berichterstatter
und von einigen anderen Mitgliedern der Budget¬
kommission eingebrachten Antrag nicht zu erlangen , wo¬
nach den Voraussetzungen der Annahme der Tarifreform
noch beigefügt werden sollte, daß für den Fall der Ein¬
führung der 4 . Wagenklasse auf der Mgin—Neckarbahn
die auf Seite 71 des Berichtes bezeichnete gleichmäßige
Behandlung der Wagen 3 . und 4 . Klasse auch auf die
badischen Strecken der Main— Neckarbahn Anwendung finde .

Die desfallsigen Zweifel sind aber in der Zwischenzeit
gehoben worden . Es ist bereits unterm 24 . Juni ein
Schreiben des Herrn Eisenbahnministers an den Vor¬
sitzenden der Budgetkommission ergangen, wonach er, ent¬
sprechend seiner in der öffentlichen Sitzung gegebenen Zu¬
sage , mit dem preußischen Minister der öffentlichen Ar¬
beiten ins Benehmen zu treten , demselben alsbald mit¬
geteilt hat , die Großh . Regierung müsse von
dem ihr nach Artikel 7 des Staatsvertrags
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über die Main - Neckarbahn zu stehenden
Rechte derFestsetzung desTarifsGebrauch
machen , und für den Fall des Zustandekommens der
Tarifreform den Fahrpreis der 3 . Klasse in den Per¬
sonenzügen für die auf badischem Gebiete gelegene Strecke
dieser Bahn auf 2 Pf . für das Kilometer festsetzen .
Dieses Schreiben ist in Anbetracht der Wichtigkeit der
Sache seitens der Budgetkommission noch zum Gegenstand
einer mündlichen Auseinandersetzung mit dem Herrn
Eisenbahnminister gemacht worden . Derselbe ist in der
Kommission besonders darüber noch befragt worden , ob
die Erklärung der Groß . Regierung vom 24 . d . M .
als eine endgültige anzusehen sei , oder ob , wenn etwa die
preußische Regierung sich mit der badischen Erklärung
nicht zufrieden gebe , die Möglichkeit bestehe , daß unsere
Regierung von ihrer Erklärung wieder zurückweiche . Der
Herr Minister hat daraufhin in der Kommission sich auf
das Bestimmteste in dem Sinne ausgesprochen , daß die
Aeußerung der Großh . Regierung eine endgültige
sei . Die Großh . Regierung sei dazu auf Grund des
Artikels 7 des Staatsvertrages bzgl . der Main - Neckar¬
bahn berechtigt , und bedürfe hiesür keineswegs der Zu¬
stimmung der königl . preußischen Regierung . Eine Ant¬
wort der preußischen Regierung auf das Schreiben des
badischen Ministers vom 24 . d . M . werde nicht erwartet ,da eine solche Antwort nicht erforderlich sei . Nicht nur
der Eisenbahnminister , sondern auch das ganze Großh .
Staatsministerium nehme diesen Standpunkt ein , bezüglich
dessen ich nur sagen kann , daß wir ihn für durchaus zu¬
treffend halten . Es sei auch , wie der Herr Minister in
der Kommission weiter ausführte , nicht richtig , wenn an¬
genommen werde , daß die badische Regierung der Preuß .
Regierung gegenüber früher etwas anderes erklärt habe .
Sie habe nur ihre Zustimmung zur Einführung der 4 .
Klasse bei der Main - Neckarbahn erteilt , aber für die
badische Strecke dieser Bahn auf den 2 - Pfennigtarif für
die 3 . Klasse keineswegs verzichtet . Das Recht der bad .
Regierung , für die badischen Strecken der Main - Neckarbahn
die für die badische Staatsbahn im allgemeinen geltenden
Tarifsätze von sich aus einzuführen , sei aber über jeden
Zweifel erhaben , und es könne daran die preußische Re¬
gierung nicht das geringste ändern .

Die Kommission , oder wenigstens die große Mehrheit
der Kommission , erachtet dadurch die Angelegenheit , um
deren Klärung sich der Herr Abg . Müller verdient ge¬
macht hat , für erledigt , und sie glaubt bei der jetzigen
Sachlage nur das noch tun zu sollen , daß sie den Antrag
der Abgg . vr . Wilckens und Gen . , wie er in der
Samstagsitzung gestellt worden ist , ihrerseits aufnimmt .
Die Großh . Regierung hat damit ihr Einverständnis
erklärt , und es schlägt die Kommission demgemäß vor ,unter die Voraussetzungen , unter welchen der Personen¬
tarifreform seitens des Hohen Hauses zugestimmt werden
soll , noch aufzunehmen : 5 . „Daß für den Fall der Ein¬
führung der vierten Wagenklasse auf der Main - Neckarbahn
die auf Seite 71 des Berichts bezeichnete gleichmäßige
Behandlung der Wagen dritter und vierter Klasse auch
aus die badische Strecke der Main - Neckarbahn Anwendung
findet .

"

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieses Antrags .

In der Diskussion erhalten das Wort :
Abg . Frühans (freist ) : Ich glaube , daß der Eindruck

der letzten Samstagssitzung nach den Aeußerungen
in den weitesten Kreisen ein derart peinlicher gewesen ist ,
daß es die Pflicht des Hauses ist , eine volle Klärungder Lage , eine Beruhigung der Oeffentlichkeit , darüber
herbeizuführen , daß der ursprünglich hervorgerufene pein¬
liche Eindruck durch die Erklärungen , die wir in der
Zwischenzeit erhalten haben , abgeschwächt wird . Das ist

glücklicherweise der Eindruck , den ich wenigstens gewonnenhabe . Wenn , woran wir keinen Grund haben , zu zweifelndie Erklärungen , die der Herr Minister in der Budget¬kommission gegeben hat und die im wesentlichen von dem
Herrn Berichterstatter rekapituliert worden find , richtigsind , dann wäre die Großh . Regierung und insbesondereder Herr Minister schon am Samstag in der Lagegewesen , genau dasselbe zu erklären (Sehr richtig ! beiden Sozialdemokraten ) , was er nachher in der Budget¬
kommission hat erklären können ; dann hätte es eines '
Jnsbenehmenssetzens mit dem Preußischen Herrn Minister
überhaupt nicht bedurft ; es wäre uns diese ganze Szene
erspart geblieben , und es wäre , demnach lediglich zu ,
konstatieren , daß die Samstagssitzung und der schrille
Mißton in ihrem Abschluß einfach darauf zurückzuführen
ist , daß der Herr Minister die Sachlage nicht übersehenund versäumt hat , die Erklärung , die ihm so nahe wie
möglich gelegt wurde und die er hätte guten Gewissens
abgeben können , uns zu geben .

Ich muß nun allerdings sagen : Der Standpunkt , der jetzt
eingenommen wird , daß die einfache Zuschrift unserer
Regierung an die preußische Regierung von
der Auffassung der Rechte der bad . Regierung , wie sie
aus Artikel 7 des Main -Neckarbahn Staatsvertrags her¬
geleitet werden , mir nicht genügt . Ich meine , auchin dem diplomatischen Verkehr muß die allgemeine Uebung
hochgehalten werden , daß derjenige , der eine so wichtige
Zuschrift von einem Gegenkontrahenten empfängt , die
Pflicht hat , sich über diese Zuschrift zum mindesten in
der Richtung zu äußern , daß er ihren Empfang bestätigt .
Ob er nun irgend welche Aeußerungen daran knüpft , ist
natürlich zunächst seine Sache . Knüpft er keine Aeuße¬
rungen daran , dann ist aber damit für künftige Streit¬
fälle die Beweispflicht auf seiner Seite zu suchen , dafür ,
daß der Briefabsender derjenige sei , der gegen den klaren
und unmißverständlichen Sinn seiner ersten Zuschrift ge¬
handelt hat . Wenn aber diese Empfangsanzeige ausbleibt ,dann glaube ich , ist diese Beweispflicht erheblich abge¬
schwächt . Dann kann später der Empfänger des Briefes
sagen : Du hättest Dir sagen können , keine Antwort ist
auch eine Antwort und daß ich von vornherein nicht auf
Deinen Standpunkt mich gestellt habe .

Ich glaube also , daß , rein formell -juristisch betrachtet ,die Situation unserer Großh . Regierung in künftigen
Differenzen mit der preußischen Regierung
über die Art und Weise der Auslegung des Artikels 7
und die Ausdehnung ihrer Befugnisse eine leichtere sein
würde , wenn dieser formelle Standpunkt eingehalten
würde , der sonst in der ganzen weiten Welt im Privat - ,im Geschäftsverkehr und auch im Verkehr zwischen
diplomatischen Faktoren meines Wissens bis jetzt ge¬
golten hat .

Nun will auch ich dem Herrn Abg . Müller meinen
ausdrücklichen Dank dafür aussprechen , daß er so erheb¬
lich zur Klärung der Sachlage beigetragen und die An¬
wohner eines kleines Teiles unseres Landes vor einer
zweifellosen Benachteiligung damit zunächst wenigstens
bewahrt hat . Allein daß diese Klärung über diese Frage
selbstverständlich an der prinzipiellen Stellung
der Gegner derLarifreform nichts ändern kann ,
das , glaube ich , Ihnen in Kürze auseinandersetzen zu
dürfen .

Ich habe heute morgen die Denkschrift der
württembergischen Regierung erhalten , und
ich sollte glauben , es wäre schließlich doch nicht ohne
Interesse für das ganze Haus gewesen , wenn wir diese
Denkschrift , deren Drucklegung ja längst angekündigt war ,
abgewartet hätten , um zu sehen , wie die württembergische
Regierung ihrer Kammer gegenübertritt , nicht um den
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Beitritt zu der Tarifreform , die wir abschließen , zu be¬
gründen . sondern um zu begründen , weshalb sie dieser
Tarifreform , die wir abschließen , nicht beitritt . Es ist
selbstverständlich hochinteressant , wenn die württembergische
Regierung uns sagt , das , was Baden und Bayern mit
Preußen -Hessen abschließen , können und wollen wir nicht
abschließen . (Glocke des Präsidenten .)

Vizepräsident Zehnter .- Herr Abg . Frühaus ! Ich
glaube , daß wir in die allgemeine Debatte nicht wieder
zurücksallen können , sondern daß wir uns nur damit be¬
schäftigen müssen , die Beziehungen speziell der Main -
Neckarbahn zu dieser Personentarifreform zu erörtern und
allenfalls noch weiter zu beleuchten (Widerspruch ) . Es
ist nur zurückverwiesen worden an die Kommission die
Beratung dieser Frage der Tarifreform in Beziehungauf die Main - Neckarbahn . Ich bin der Meinung , daßauch das nur Gegenstand der weiteren Verhandlung ist .(Abg . Frühaus : Zur Geschäftsordnung ! Abg . Kolb :Zur Geschäftsordnung !)

Abg . Frühaus (zur Geschäftsordnung ) : Erlauben Siemir eine Bemerkung zur Geschäftsordnung ! Der
Kommissionsbeschluß ist dadurch , daß zu den vier Bedingungennun eine fünfte gestellt worden ist , selbstverständlich in seinerTotalität verändert . Wenn uns nicht gestattet wird , den
Zusammenhang dieser fünften Bedingung mit den vier
übrigen und mit der Tarifreform überhaupt nachzuweisen ,dann würde ich mich auf der Stelle setzen und erklären ,daß hier eine Diskussion zur Sache überhaupt nicht mög¬lich ist . Das ist doch selbstverständlich , daß , wenn wirhier die Gefahren , die uns dadurch drohen , daß die4 . Klasse möglicherweise auf der Main Neckarbahn gegenunfern Willen uns auf oktroyiert worden wäre , besprechen ,wir im Anschluß daran auch erörtern müssen , ob wir die

Gefahren nun dauernd nicht bloß für die Main - Neckar¬bahn sondern für das gesamte Bahnnetz für beseitigt halten .Ich habe mir vorgenommen , die Zeit des Hohen Hausesnicht übermäßig in Anspruch zu nehmen . Daß aber die
Kenntnisnahme der wichtigsten Punkte der württembergischenDenkschrift zur Sache gehört , weshalb die württembergischeRegierung die 4 . Klasse im Gegensatz zu uns einführtund mit welchen Gründen sie unsere Ablehnung der4 . Klasse widerlegen zu können glaubt , ist selbstverständ¬lich. Wenn das nicht mehr zur Sache gehören sollte ,dann wäre es allerdings zwecklos , in dieser Sache nochhier zur Sache zu sprechen .

Vizepräsident Zehnter : Der Herr Abg . Kolb hat sichgleichfalls zur Geschäftsordnung gemeldet . (Abg . Kolb :Verzichte !)

Es scheint nach dem . was mir eben mitgeteilt wird ,daß das Haus sich doch wieder mit der allgemeinen De¬batte befassen soll . Ich möchte aber dann den Herrn Abg .Frühaus bitten , sich dabei kurz zu resümieren und nurdas Wesentliche hervorzuheben . ( Abg . Geck : Das ist seineSache !)

Abg . Frühaus (fortfahrend ) : Ich glaube , daß ichmich überhaupt in dieser Sache so kurz gefaßt habe , daßich eben nur das Wesentliche und auch da nur höchstensdie Hälfte von dem , was ich mir notiert gehabt habe ,hervorgehoben habe . Unser größtes Bestreben ist , dieDebatte zu konzentrieren .
Die württembergische Regierung stellt sich alsoauf den Standpunkt , daß die 4 . Klasse nicht abzulehnensei und hält unser Vorgehen , die 4 . Klasse ab¬

zulehnen für verfehlt . Damit entfällt schon einmalder wesentliche Grund für diese Tarifreform überhaupt ,

nä mlich das nationale Interesse auf Förderung der Ein¬heitlichkeit . An einem drastischen Beispiel kann man Ihnen dasklar machen . Heute fahren wir von Straßburg nach MünchenSchnellzug dritter Klasse zu einem zwar nicht billigen ,aber immerhin erträglichen Tarif , insbesondere auf denbadischen Strecken . Künftig wird man den Ausländern ,die hereinkommen , sagen : Jetzt haben wir einen Fortschrittin der deutschen Einheit gemacht ; im nationalen Interessesind unsere Tarife vereinheitlicht worden . Komm hereinnach Straßburg , nimm ein Billet nach München zu einemnicht teuereren Preise als bisher , und bitte , steige hier inStraßburg zunächst in die vierte Klasse ; in Kehl mußtdu umsteigen in die dritte Klasse , in Mühlacker . . . (Zuruf :Er kann ja drinnen bleiben in der vierten !) Gewiß , ermuß natürlich nicht umsteigen , aber ich nehme nicht an ,daß jemand , der z . B . in der vierten Klasse keinen Sitz¬platz bekommen hat , in Kehl nicht selbstverständlich vonseinem Rechte Gebrauch macht und in die dritte Klassehinübersteigt . In Mühlacker angekommen , kommt die
württembergische vierte Klasse , da heißt es , heraus ausder dritten und wieder in die vierte Klasse hinein , undwenn er endlich nach Ulm kommt und will die letzteStrecke in Bayern fahren , muß er wieder aus der viertenKlasse heraus und bis München dritter Klasse fahren .So wird die nationale einheitliche Beförderungin Zukunft aussehen ! Deshalb müssen wir dievierte Klasse einführen , wenn wir das nationale einheit¬liche Interesse aufrecht erhalten wollen ! Nach derselbenLogik aber müssen wir auch unsere W :in - und Tabak¬pflanzungen vernichten und preußische Kartoffeln pflanzen ,damit von uns in Baden nicht die nationale Einheitlich¬keit der landwirtschaftlichen Produktion gestört wird (GroßeHeiterkeit und Rufe Oh !) .

Die württembergische Regierung sagt also , „ zunächsthabe sie erwogen , genau wie die unsere , ob im Hinblickauf die gegenwärtige ungünstige Finanzlage nicht über¬haupt von einer durchgreifenden , mit erheblichen Ein¬
nahmeausfällen verbundenen Tarifreform zurzeit abgesehenwerden solle .

" — Entweder die Finanzlage ist wirklichungünstig , dann beneide ich diejenigen nicht um ihreVerantwortung , die !jetzt mit offenen Augen ein Defizitkünstlich Hervorrufen und damit den Beamten , die jetztauf Gehaltsaufbesserung warten , die Riegel vorschieben ,die es ihnen möglich machen werden , zur Erfüllung ihrerberechtigten Wünsche zu kommen . Oder aber , die Finanz¬lage ist nicht ungünstig , wie wir annehmen , unddann ist diese Argumentation doppelt falsch , daß maneine Tarifreform deshalb , weil sie möglicherweise Ein¬nahmeausfälle bringen könnte , nicht durchführen will .
Die württembergische Regierung sagt dann genau in demGedankengang unserer Regierung : „ Sie habe zunächst ge¬prüft , ob eine unbeschränkte Durchführung des

Zweipfennigtarifs in der dritten Klasse mög¬lich sei
"

. Sie sagt , sie „ erachte aber eine solche Preis¬ermäßigung aus finanziellen Gründen für völlig ausge¬schlossen ; auch wäre nicht einzusehen , warum gerade die
württembergische Staatsbahn als einzige unter allendeutschen Bahnen sich zu dieser Maßregel ent¬schließen sollte , obwohl sie ungünstigere Bau - und Betriebs¬verhältnisse Hab« , als die meisten anderen Bahnen

"
. —Wie bei den Dampfschiffen des Herrn Kollegen Venedey ,so sehen wir auch beim Zweipiennigtarif , daß jede einzelneRegierung damit arbeitet : Warum sollen wir allein beiunseren ganz besonders ungünstigen , gespannten Finanz¬verhältnissen die einzigen sein , die mit einem FortschrittVorgehen ? Damals habe ich dazwischen gerufen : „ So wird ' sgemacht !

"
Hier haben Sie den aktenkundigen Beweis , daßvor kurzer Zeit bei beiden Regierungen amtlich genau nachdemselben Rezept gearbeitet worden ist !



2158

»

Die württembergische Regierung fährt fort : „ Es bleibt
hiernach

" — nach diesem logischen Saltomortale — „ keine
andere Möglichkeit , als entweder die vierte Klasse einzu -
sühren , oder , wie in Bayern und Baden , den Fahrpreis
für die dritte Klasse in Personenzügen auf zwei Pfennig
zu ermäßigen . Wenn sich Württemberg dem Borgang
Bayerns und Badens anschließen würde , so wäre wenigstens
für das rechtsrheinische Süddeutschland vollkommene Ein¬
heit der Tarife erreicht , was insbesondere aus betriebs¬
technischen Gründen sehr erwünscht wäre . Trotzdem
glaubt die Königliche Regierung , daß die vierte Klasse
dem bayerischen Projekt vorzuziehen ist .

" — Sie sehen
also , daß nationale Einheitsbestrebungen
nicht das treibende Moment beim Vorgehen der
Verbündeten Regierungen auf Abschluß dieser Tarifreform
sein können , und Sie sollten es deshalb ablehnen , sich
diese nachgewiesenermaßen — von denjenigen , die es wissen
müssen — als falsch erkannte Begründung noch weiter
in Anwendung zu bringen .

Die württembergische Regierung bringt dann eine sehr
geistreiche Beleuchtung der verschiedenartigen Ta¬
rifierung in der dritten Klasse , nämlich zu 2
und 3 Pf . , je nachdem Personen - oder Eilzug in Frage
kommt , eine Beleuchtung , die der Agitation , welche sich
künftig auf diesem Gebiete entfalten wird , schon vorgreift .
Es ist das eine Seite der Sache , die bis jetzt in diesem
Hohen Hause von niemandem von uns hervorgehoben
worden ist . Es wird da gesagt : „ Die Verschiedenheit der
Preise für die 3 . Klasse würde von der Bevölkerung
zweifellos in dem Sinne aufgefaßt werden , daß die Rei¬
senden dritter Klasse in den Eil - und Schnell¬
zügen einen besonderen Zuschlag von 50 Proz .
zu bezahlen haben , während die Reisenden der 1 . und
2 . Klasse in diesen Zügen , abgesehen vom eigentlichen
Schnellzugszuschlag , nicht mehr zu bezahlen haben als in
Personenzügen . Es würde hierin nicht mit Unrecht

"
— nicht mit Unrecht ! sagt die württembergische Re¬
gierung ! — „ eine unbillige Belastung gerade
des minder gut situierten Teiles der Reisen¬
den erblickt werden , und das Bestreben der Verkehrs¬
interessenten würde von Anfang an darauf gerichtet sein ,
daß die Zweipsennigklasse auch in den raschsahrenden Zügen
eingeführt wird .

" — Respekt vor dieser Autorität ! Vor
der beuge ich mich nun auch einmal ! So scharf präzisiert ,
für jedermann verständlich , haben wir bis jetzt diese
Zweipfennig - und Dreipfennigtarifierung der 3 . Klasse nicht
darzustellen vermocht ! Die württembergische Regierung von
ihrem fachmännischen Standpunkte aus reißt die Maske
von dieser angeblich volksfreundlichen Reform herunter
und sagt : Der Schnellzug 3 . Klasse wird in denjenigen
Landesteilen , in welchen teils mit 3 , teils mit 2 Pf . für
die 3 . Klasse tarifiert wird , ganz einfach künstlich um 50
Proz . erhöht , abgesehen von dem besonderen Zuschlag für
Schnellzüge , der die 1 . , 2 . und 3 . Klasse gleichmäßig er¬
höht — es wird also der minder gut situierte Teil der
Reisenden in seiner großen Masse mit einem besonderen
Schnellzugszuschlag , der für die 1 . und 2 . Klasse nicht ein¬
greift , betroffen ! Ich muß gestehen , nach dieser Feststellung
ist denn doch alle Veranlassung gegeben , daß mindestens
wie am Samstag jetzt die Mehrheit dieses Hauses sich
noch einmal die Frage vorlegt , ob , was wir bestreiten ,
diese Reform auch von allen Seiten so gründlich geprüft
worden ist , wie das bei einer so eminent wichtigen Frage ,
der wichtigsten Frage vielleicht mit der Schulreform , die
diesen Landtag beschäftigt , doch unbedingt geboten ist .
Ein so wichtiges Aktenstück zu ignorieren , ehe man
einen derartigen Beschluß faßt , das würde ich für einen
schweren Fehler halten .

Die württembergische Regierung sagt weiter , sie „ be¬
fürchtete von dem badisch -bayerischen System einen

größeren Ausfall , als von ihrem eigenen , die vierte
Klasse einzuführen , und zwar deshalb , weil sie befürchte
daß nach dem bayerischen System in den Personenzügen
nicht nur sämtliche Reisende dritter Klasse in die Zwei -
Pfennigklasse übergehen , sondern auch viele Reisende
zweiter Klaffe künftig die Zweipfennigklassen benützen
würden , da der bedeutende Preisunterschied eine große
Anzahl von Reisenden veranlassen werde , aus Sparsam¬
keitsgründen auf die zweite Klasse zu verzichten , während
sie diesen Nachteil von ihrem Standpunkt aus gedacht
für sich nicht befürchte . Der Einnahmeaussall für die
Verwaltung würde daher nach dem bayrisch -badischen
Projekt noch höher , als im Falle der Einführung der
vierten Wagenklasse sein "

. Nun , ich halte diesen Gesichts¬
punkt für irrtümlich . Ich wollte Ihnen damit nur den
Beweis liefern , wie verschieden die Auffassung von der
finanziellen Tragweite dieser Reform seitens der fach¬
männischen Kreise ist .

Nun sagt die württembergische Regierung : „ Die
4 . Klasse erfreue sich in Süddeutschland einer
Beliebtheit nicht , allein in Norddeutschland ist sie beliebt
und diese müßten es besser beurteilen können , weil sic,
da die 4 . Klaffe 40 Jahre dort bereits geführt wird ,
sozusagen als Fachmänner auf diesem Gebiete betrachtet
werden könnten " ; und nun bringt sie folgende Beweise für
die Beliebtheit der 4 . Wagenklasse in Norddeutschland :
„Zum Beweis mag darauf hingewiesen werden , daß , als
im Jahre 1891 die Preußische Verwaltung die Ab¬
schaffung der 4 . Klasse und Einführung des 2-
Pfennigtarifs in die 3 . Klasse beabsichtigte , dieser
Plan hauptsächlich an dem Widerspruch der Be¬
zirkseisenbahnräte und der Handelskammern
gescheitert ist " .

Sie sehen genau dasselbe wie bei uns , diese Honora -
tioren - Vertretungen , wie man sie wohl so nennen darf ,
die mit der Gesamtheit und insbesondere mit den minder
gut situierten Kreisen , auf die Württemberg hier hin¬
weist , absolut nicht die geringste Fühlung haben , diese
müssen die Kulisse abgeben , wie 1891 , so heute , um die
Regierung über die wahre Stimmung der großen Masse
der Bevölkerung hinwegzutäuschen . Wer von diesen
Mitgliedern der Bezirkseisenbahnräte und Handels¬
kammern in Norddeutschland fährt denn , wenn er einen
ernsten Zweck verfolgt , seinem täglichen Broterwerb nach¬
geht , vierter Klasse ? Diese Herren reden wie der Blinde
von der Farbe ; sie sitzen in der dritten Klasse und wollen
diesen Zustand mit der vierten Klasse aufrecht '

erhalten
deshalb , weil sie andernfalls persönlich gezwungen wer¬
den , zur zweiten Klasse überzngehen , weil sie mit der
misera contnbuer >8 plsbs , die jetzt in der vierten Klasse
künstlich abgesondert wird , nicht zusammen fahren wollen .
Das ist einer der häßlichsten Gründe für die vierte
Klasse , daß viele von den Leuten , die heute in der zweiten
Klasse sitzen , aber sehr gut herausfühlen , daß sie es mit
ihrem Budget nicht vereinbaren können , diesen unverant¬
wortlichen Luxus zu treiben , sich sagen : Wenn erst die
vierte Klasse eingeführt ist , kann auch unsereiner , ohne
dem Standesdünkel etwas vergeben zu müssen , herab¬
steigen in die dritte Klaffe mit dem beruhigenden Be¬
wußtsein , daß er immer noch etwas mehr ist wie die
anderen !

Weiter sagt die württembergische Regierung : „ Die
hessische Bevölkerung habe ja im Jahre 1897 die
IV . Klasse mit Freuden begrüßt "

. — Auf diesen Ein -
wand brauche ich wohl nicht einzugehen , nachdem ich
Ihnen in meinen Ausführungen in der vorigen Woche
am Samstag schon das nötige darüber gesagt habe . So
dumm ist auch die hessische Bevölkerung nicht , daß sie
gerade die IV . Klasse mit Freuden begrüßt hat , sondern
sie hat mit Freude begrüßt den 2 -Pfennigtarif , und
wenn ich keinen anderen Weg habe , zum 2 -Pfennigtarif

^ -
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tzW-
-u kommen, und muß reisen, dann setze ich mich natürlich
in die IV . Klasse und freue mich, daß ich immer noch
bier mit der IV . Klasse besser als gar nicht zu meinem
ojel komme (Zuruse von natl . Seite ). Kampf gegen
Windmühlen liegt hier deshalb nicht vor, weil jedem
der einfache Verstand sagt, daß, wenn die Pfalz , Elsaß -
Lothringen und Württemberg die IV . Klasse und Bayern
und Baden die HI . Klasse haben, einer von diesen beiden
Teilen im Konkurrenzkämpfe wird unterliegen müssen;
dieser Zustand wird auf die Dauer nicht aufrecht erhalten
bleiben können (Abg. Hergt : Sehr richtig !) . Sehr richtig,
sagt der Herr Abg . Hergt , dem Sie doch auch zutrauen
werden, etwas von der Sache zu verstehen!

Deshalb ist es heute notwendig, sich klar zu werden,
was man will . Wollen Sie diesen dornenvollen Weg
der Bekämpfung der 4 . Klasse entgegen sämtlichen
übrigen deutschen Eisenbahnverwaltungen bis zu Ende
gehen, auch auf die Gefahr hin , daß Ihnen empfindliche
finanzielle Opfer auferlegt werden ? Gut , das ist ein
Entschluß , vor dem kann man Respekt haben . Aber ich
befürchte, daß, wenn die ersten Anzeichen dafür auftreten ,
daß die Bevölkerung kein Verständis für die Opfer hat,
die in einem solchen Kampfe gebracht werden müssen,
daß dann die nationalliberale Partei in
ihrem Widerstande gegen die 4 . Klasse er¬
lahmen und schließlich zusammenbrechen wird , und dann
wird die 4 . Klasse, was heute schon der „ Schwäbische
Merkur " uns höhnisch prophezeit, ihren siegreichen Ein¬
zug auf den badischen Bahnen halten !

Die württembergische Regierung sagt weiter : „Der
Einwand , daß die 4 . Klasse nirgends außer in
Norddeutschland besteht , sei ja richtig" — — übri¬
gens haben wir immer korrekt hinzugefügt , sie bestehe
auch in der Herzegowina und in Bosnien , der Heimat
der Kesselsticker und Mausesallenhändler (Heiterkeit) das
hat die württembergische Regierung nicht hinzugefügt ;
Norddeutschland und jene hervorragenden Kulturländer
teilen sich also in den Ruhm dieser 4- Klasse - und die
württembergische Regierung sagt weiter : „ aber aus dieser
Erscheinung wird man keinen Schluß auf die Unzweck¬
mäßigkeit einer solchen Einrichtung ziehen dürfen . Es
könnte vielmehr hieraus mit demselben Rechte gefolgert
werden , daß in Norddeutschland auf die Bedürfnisse der
minder bemittelten Volkskreise mehr Rücksicht genommenwerde als in anderen Ländern <Hnterkeit ), und in der
Tat werde wohl in keinem anderen Lande eine Klasse
zu gleich niederem Preise geführt .

"
Es ist nur wunderbar , daß die Bevölkerung in Nord¬

deutschland absolut gar nicht zu erkennen vermag , in
welch glücklichen Verhältnissen sie eigentlich lebt , wie
sorgfältig alles bei ihnen zu Hause darauf bedacht ist,
gerade den minder gut situirten Teilen der Bevölkerungdas Leben so angenehm wie möglich zu machen , und es
ist gar nicht zu begreifen, daß gerade bei uns die min¬
der gut situierten Teile der Bevölkerung die¬
jenigen sind, welche am lautesten gegen die Ausdehnung
dieser Wohltaten auch auf unser Land protestieren ! Frei¬
lich, wenn man hinaussieht über die deutschen Grenz¬
pfähle, so ist das überall so : Je weiter man nach Osten
kommt, um so liebevoller werden die Interessen der min¬
der gut situtierten Teile der Bevölkerung berücksichtigtund gepflegt , während , je weiter man nach West kommt,
diese um so unbarmherziger und rücksichtsloser mit Füßen
getreten werden. Am schlimmsten geht es den Minder -
mittelten in Amerika, England , Frankreich , am besten in
Oesterreich , Galizien, Preußen und Rußland .

Nein, das kann nicht oft genug ausgesprochen werden :
Die IV . Klasse ist der sichtbare Ausdruck der
abgrundtiefen Verachtung , die die preußischen
Junker in Nordosten gegenüber denjenigen Volks¬

schichten im Herzen tragen , welche in dieser IV . Klaffe
eine Existenz führen, wie ich sie drastisch in der vorigen
Woche an der Hand von authentischen Belegen Ihnen
dargelegt habe .

Die württembergische Regierung sagt dann : „ Es ist
ja an und für sich wünschenswert, die Zahl der Wa¬
genklassen zu vermindern " . Das geben ja alle
Fachmänner zu, daß die Einführung einer neuen Klaffe
eine horrende Belastung des Betriebes ist, die nicht nur
nicht verantwortet werden kann, sondern im Gegenteil
direkt der von allen Fachmännern , auch in Preußen ,
aufgestellten Forderung entgegensteht , möglichst die Zahl
der Wagenklaffen zu vermindern . — Die württembergische
Regierung tröstet sich damit, daß in vielen Zügen , welche
die 4. Klaffe führen werden , die 1 . und häufig die 2 .
Klasse entbehrlich werde . Es wird also die würtem -
bergische Bevölkerung in Zukunft sich mit der 3 . und 4 .
Klaffe anstatt wie jetzt mit der 2 . und 3 . begnügen.
Daß das kein Fortschritt ist, liegt auf der flachen Hand !

Nun sagt die würtembergische Regierung endlich : „ Für
die Verwaltung sei der Einnahmeausfall bei der 4. Klasse
nicht so groß , wie bei der allgemeinen Herabsetzung des
Preises der 3 . Klaffe auf 2 Pfennige oder bei der An¬
nahme des bayrisch -badischen Projektes " . — Diesen Irr¬
tum haben wir nun ja schon hundertmal widerlegt, und
ich glaube, die nächsten zwei Jahre werden das nötige
Material dafür liefern.

Das Gute hat die Tarifreform : Jetzt wird endlich ein¬
mal die Schlacht im vollen , offenen Feld geschlagen ; jetzt
werden die Grundsätze auf ihre Richtigkeit geprüft , wo
die Mindereinnahmen und wo die Mehrein¬
nahmen Herkommen . Darüber werden wir in zwei
Jahren hier ein ernstes Wort zu sprechen haben : Welche
von den Regierungen hat recht gehabt? Sind die Aus¬
fälle bei den verteuerten Schnellzügen eingetreten oder
sind sie bei den billiger gewordenen Personenzügen ein¬
getreten? Und da wird die württembergische Regierung ,
wenn sie diese 4 . Wagenklaffe einführt , der badischen
gegenüber sehr schlecht abgeschnitten haben (Zuruf des
Abg . vr . Binz : Desto besser!) und die badische Regierung
wird stolz darauf sein können , daß sie dieser 4 . Klasse
bis jetzt den verdienten Widerstand entgegengesetzt hat
(Zuruf des Abg . Or . Binz) . Für den Herrn Kollegen
Binz ist es sehr erfreulich , daß wir aus dieser Hölle um ,einen Kopf länger herausragen werden als die Württem -
berger (Heiterkeit ) . Was hindert sie aber , zum Zwei -
Pfennigtarif überzugehen, wie es vor zwei Jahren hier
beschlossen worden war ? Dann würden Sie mit zwei
Füßen aus dieser Hölle heraus und direkt in den Himmel
wirklich kultureller Zustände hineinspringen . Sie würden
ein Beispiel gegeben haben , das ganz Deutschland schließ¬
lich hätte nachahmen müssen .

Nun kommt die württembergische Denkschrift auf den
Schnellzugszuschlag zu reden. Jetzt bitte ich die
Herren Agrarier , aufzupassen (Heiterkeit und Zurufe ),was das im Auge der Fachmänner bedeutet, wenn an
Stelle des Kilometerheftes der Schnellzugszuschlag ein¬
geführt und wenn der Fernverkehr verteuert wird , wenn
die Schnellzüge bei den kleinen Städten überhaupt möglichst
nicht mehr halten und die kleinen Städtchen und Dörfer
ausschließlich auf den langweiligen Personenverkehr ange¬
wiesen werden. In diesem Zusammenhang hat nun die
württembergische Regierung eine gänzlich neue Wendung ,eine Wendung, die bis jetzt nicht aufgetaucht war , in
anerkennenswerter Weise zu Papier gebracht. Sie sagt
nämlich :

„ Eine gänzliche Aufhebung des Schnellzugszuschlags ,die in den letzten Jahren in Presse und Literatur viel¬
fach verlangt wurde, kann schon aus finanziellen Grün¬
den und auch aus der Erwägung heraus nicht in Frage
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kommen , daß es im Interesse eines geordneten Betriebsund zur Vermeidung von Belästigungen der Fernreisen¬den geboten ist, durch Erhebung eines Zuschlags den
Lokalverkehr möglichst von den Schnellzügen sernzuhalten.
Dieser Zweck wird durch einen nach Zonen beniessenen
Tarif besser erreicht als durch einen kilometrischen Zu¬
schlag , weil sich bei diesen, " — dem kilometrischen Zu¬
schlag, der bisher bestanden hat — „ auf kurze Strecken
nur eine geringe Preiserhöhung ergibt, die nicht genügt,um das Publikum von der Benützung der Schnellzügeauf kurze Entfernungen abzuhalten ! ! " (Hört ! Hört !) .Der oberste Grundsatz dieser genialen Verkehrspolitik ist
also der : Ein Preis gebührt demjenigen Mann , der uns
möglichst viel Publikum aus den wichtigsten Zügen , aufdie das Publikum am meisten angewiesen ist , fernhält .Das ist die Prohibitivpolitik , deren Bestehen wir
inimer behauptet haben , in ihrer nacktesten Gestalt,das ist aber auch , woraus es abgesehen ist : Züge von
Mannheim nach Basel mit vielleicht ein oder zwei Auf¬
enthalten in rasender Geschwindigkeit für den großen
Fernverkehr ! Die große Masse des badischen Volkes
aber, die heute auch für ihre Reisen auf zehn oder
zwanzig Kilometer hin den Schnellzug benützen kann,soll hinausgeworsen , soll von der Benützung dieses
wichtigsten Beförderungsmittels ausgeschlossen , soll aufden Bummelzug verwiesen werden ! (Zuruf von Zentrums¬
seite : Das haben wir aber alles schon einmal gehört !) .

„Der Zuschlag bedeutet " , sagt die württembergischeRe¬
gierung , „ für kurze Strecken eine Verteuerung , dagegenauf größere Strecken eine Verbilligung ; die Preiser¬
höhung für kurze Strecken ist unbedenklich , weil ein
dringendes Bedürfnis zur Benützung der Schnellzügeauf geringe Entfernung nicht besteht . " So , Ihr kleinenStädte , jetzt wißt Ihr , daß ein dringendes Bedürfnis
zur Benützung der Schnellzüge auf geringe Entfernungenim Verkehr zwischen Rastatt , Bühl und Achern u . dergl.
absolut nicht besteht . Deshalb haltet Ihr Euch ruhigan die Personenzüge ! (Zurufe vom Zentrum und national -
liberaler Seite : Eilzüge ! ) Verbummelt Ihr Eure kost¬bare Zeit , anstatt daß Ihr , wenn Ihr Euer Kontor
geschlossen habt, noch im Flug mit einem Schnellzug
beispielsweise von Achern , Bühl nach Rastatt fahren unddort ein Geschäft für den nächsten Tag abschließen oder
vorbereiten könnt ! tZuruf des Abg. H ergt : Eilzüge ! —
Gegenzuruf des Abg . Süßkind : Wie viele denn?) Der'
Herr Abg . Hergt sagt Eilzüge . Zunächst sind auch die
Eilzüge höher tarifiert wie der heutige Kilometerheft¬
schnellzug ; meint er beschleunigte Personenzüge ? (wird
durch Zurufe bestritten. ) Eilzüge sind teuerer als heuteder Schnellzug !

Ich will feststellen, daß es hier nicht die Agrariersind, die ziehen und treiben . Denen ist es gar nicht
behaglich bei dieser Tarifresorm , sie werden gezogen vonden Verkehrsagrariern . Diese letzteren stehen hieran der Spitze der Heersäule, die unter Führung der
Handelskammern — die ja immer für „hochagrarische "
Maßnahmen geschwärmt haben —, der Bezirkseisenbahn¬räte u . dergl. mehr , auch des deutschen Handelstages ,ihre Zustimmung zu dieser Reform geben .

Nun muß ich sagen : Ich fühle geradezu das Bedürf¬nis , in dieses dunkle Bild auch eine Lichtseite hin¬einzubringen . Der Herr Minister hat damit, daß eres ablehnte, über unsere Köpfe hinweg auf den Abschlußdieser Reform mit Preußen einzugehen, und daß er sichdie Zustimmung der Landstände Vorbehalten hat, einen
Anfang auf demjenigen Wege gemacht , dessen Beschreitungwir ja seit 15 Jahren für ganz Deutschland verlangen :
Gesetzliche Mitwirkung der Volksvertretung bei
Bestimmung der Tarifpolitik und der Eisen -
bahnbaupvlitik . Dieser prinzipielle Schritt , den der
Herr Minister hier getan hat , der soll und wird ihm

nicht vergessen werden. Wenn wir einmal aus dem '
Sumpf der Zustände herausgekommen sein werden , daß "
in Preußen - Deutschland die Verwaltung einfach

'
überdie Köpfe des Publikums hinweg nach den Prinzipiendes eudämonistischen Polizeistaates diese wichtigstenLebensfragen eines ganzen Volkes zu regeln hat . wennan Stelle dieses Zustandes einmal der getreten sein swird , daß , wie bei der Gestaltung der Einkommensteuer )oder auch der Biersteuer , der Tabaksteuer, oder auch wie /bei einer Erhöhung der Hundesteuer , so auch hier, aufdiesem immerhin nicht ganz unwichtigen Gebiet der

Eisenbahntarife , die Volksvertretung selbst die Ent¬
scheidung in die Hand genommen haben wird — dannwird man den badischen Minister von Marschall als den
deutschen Minister nennen, der zuerst eine prinzipielle
Konzession auf diesem Gebiete gemacht und damit ein
Feuersignal aufgesteckt hat für das badische und das
ganze deutsche Volk (Zurufe !) Nicht unmöglich, daßdann der Herr Minister einmal ein Denkmal erhaltenwird ; auf diesem wird es dann nicht heißen : „ Marschall
Zauderer " lZuruf : „Marschall Vorwärts ! " ) , sondern
„ Marschall Vorwärts " (Heiterkeit! / .

Wir haben dann in der Kommission gehört, daß der
Herr Minister uns ausdrücklich gesagt hat — und bas
ist auch eine Lichtseite — : er fühle sich vollständig freiin Bezug auf die Ausgestaltung der künftigen Fahr¬
pläne mit weiteren beschleunigten Personenzügen , sobald
das Bedürfnis des Verkehrs solche erheischen werde. Wenn
der Herr Minister hier nicht gar zu engherzig Vorgehen,und wenn er insbesondere sich nicht vor den Steinen
fürchten wird, die ihm aus den Kreisen des „Schwäbi¬
schen Merkur " und ähnlicher Leute in den Weg geworfenwerden, wenn er also hier mit liberaler Hand vorgeht,dann werden wir in der Hauptsache sehr bald dazu kom¬
men , daß , abgesehen von einer Handvoll Laxuszüge in
Baden der Schnellzug dritter Klasse zum Zweipfennig¬
tarif gefahren werden kann. Es ist mir unbegreiflich ,
weshalb der lange Leidensweg nun noch einmal zurück¬
gelegt werden muß, den wir vor 10 Jahren zu betreten
anfingen , als wir die Einführung der dritten Klasse in
alle Schnellzüge verlangten . Dieser Fortschritt ist heute
durch die 3 Pf . -Tarifierung der dritten Klasse Plus Zu¬
schlag und Fahrkartensteuer wieder aufgehoben.

Dann haben wir in dem kontradiktorischen Verfahrenin der Kommission festgestellt , daß heute schon Preußendie 4. Klasse in Zügen fahrt , die tatsächlich schneller als
60 Kilometer effektiv in der Stunde zurücklegen . Ichwill dabei doch darauf Hinweisen , daß , wenn der Herr
Minister mir auf eine Anfrage geantwortet hat , in
Baden existierten Züge , die in der Stunde 75 km führen,dies nur eine irreleitende Bezeichnung der Schnellzugs¬
geschwindigkeit ist. Ich habe kein Interesse daran , wie
schnell der Zug auf der Strecke fährt , sondern wie viel
km effektiv in der Stunde für den Passagier zurückge¬
legt werden einschließlich der Aufenthalte . Wenn ich
also Personenzüge mit 55 km verlangt habe , so habe
ich wohl gewußt, daß wir Maschinen haben, die 70 und
mehr km in der Stunde fahren . Allein das Publikum
hat kein Interesse daran , daß man in Heidelberg in
einen beschleunigten Personenzug mit 80 km Geschwindig¬
keit steigen kann, der dann in Karlsruhe oder 1
ganze Stunde liegen bleibt, sondern es hat ein Interessedaran , daß der Zug so eingerichtet ist , daß , wenn
ich etwa von Basel nach Karlsruhe fahre , nicht länger
dazu gebraucht wird, als um 55 km in der Stunde
effektiv zurückzulegen .

Wenn nachgewiesen ist, daß Preußen bereits die 4.
Klasse in Zügen von Halle nach Leipzig, Köln — Koblenz
usw. führt , die tatsächlich schon mehr als 60 km in der
Stunde effektive Geschwindigkeit besitzen, so ist damit ein
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Anlaß für uns gegeben , daß auch wir solche beschleu¬
nigten Personenzüge bekommen , und wenn man uns
entgegengehalten hat , in Preußen seien die Stations¬
distanzen größer und deshalb komme bei uns eine ge¬
ringe Leistung der beschleunigten Personenzüge heraus ,
so lasse ich mich auf dieses Gegenargument nicht ein .
Das ist im Gegenteil alle Veranlassung für uns , diese
beschleunigten Personenzüge von vornherein so einzu¬
richten, daß sie im Turnus die verschiedenen Stationen
überschlagen : Der erste beschleunigte Personenzug muß
z . B . die 3 . , 5 ., 7 . usw . Station überschlagen , und der
nächstfolgende muß die 2 ., 4 . , 6 . , 8 . usw . Station über¬
schlagen, und das muß so ausgebaut werden , daß es uns
möglich wird , die 250 üni der Strecke Mannheim —
Basel in mindestens weniger als 5 Stunden , in 44/zStunden mit dem beschleunigten Personenzug durch¬
fahren zu können . Erst wenn die badische Verwaltung
diese Aufgabe gelöst haben wird , dann hat sie bei
uns wenigstens das gebracht , was Preußen bereits
seit Jahr und Tag eingeführt hat . Es ist also nicht so,daß diese beschleunigten Personenzüge jetzt wie Manna
vom Himmel gefallen wären , als ganz neue Erfindung ,
sondern es wird hier nur eine alte Unterlassungssündeder badischen Verwaltung nachgeholt , die sie gegenüberder preußischen bereits auf ihrem Konto hat . Wenn es
richtig ist, daß man in Preußen mit der 4 Klasse mehrals 60 Irw fahren kann in einzelnen Zügen , hätte die
badische Verwaltung , die doch immer stolz war , an der
Spitze zu stehen, längst dazu übergehen sollen , ebenfalls
Züge mit mehr als 60 km im Personenzug der Be¬
völkerung zur Verfügung zu stellen .

Soviel wird Ihnen wohl auch klar geworden sein ,daß ein Abschluß der Bewegung mit der jetzigen Reform
nicht herbeigeführt wird . So werden die Dinge nichtund nicht einmal lange bleiben , und deshalb haben wir
natürlich alle Veranlassung , an diesem Markstein der
Entwicklung immerhin unseren Standpunkt zu skizzierenund schon jetzt die Vorarbeiten für die kommenden Fort¬
schritte zu leisten .

Wir haben Ihnen bewiesen , daß die Forderungen ,die wir aufgestellt haben , zum Vorteil der badischen
Verwaltung wie auch der Gesamtheit der Bevölkerung
ausgefallen sind . Denken Sie an das zehntäge Re -
tourbillet , an das Rabatthest , an das Kilometer¬
heft , denken Sie an die Einstellung der 3 . Klasse in
möglichst alle Schnellzüge , alle diese Forderungen ,die die Eisenbahnreformer vor mehr als 10 Jahren auf¬
gestellt haben , sind bekämpft worden mit der Be¬
hauptung , das bedeute einen Einnahmeaussall fürdie Verwaltung . Und jetzt am Ende dieser Ent¬
wicklung steht die Badische Regierung da und
hat 25 Millionen Mark aus dem Personenverkehr
jährlich erzielt , während die benachbarten Netze , die
diese Fortschritte in der Hauptsache nur wider¬
willig und im wichtigsten Punkte , im Kilometerheft , im
Schnellzug 3 . Klasse, nicht mitgemacht haben , trotz ihresgrößeren Eisenbahnnetzes aus dem Personenverkehr nicht25 , sondern nur 22 Millionen zu erzielen in der Lagewaren . Wir haben also den Beweis erbracht ,daß auch finanziell die Forderungen , die nur
aufstellen , eine Lebensfrage für den Badischen Staat
sind und Sie alle , die Sie sich mit der gespannten
Finanzlage abspeisen lassen , Sie . die Herren Beamten ,fordere ich, da ja unsere Finanzlage durch eine solcheReform nicht verbessert sondern verschlechtert werdenwird , auf , dafür zu sorgen , daß aus jenem bewährtenWeg fortgeschritten werde .

Was wird uks jetzt dagegen bewiesen ? Uns
wird gesagt : Der Artikel 45 der Reichsverfassungerfordert eine Vereinheitlichung und Ver¬

billigung , und mit dieser Verbilligung im Sinneder Bestimmung der Reichsverfassung können wir es ver¬einbaren , die Tarife in einem wesentlichen und mit am
wesentlichsten Punkte zu verteuern , und zwardeshalb , weil im Großen und Ganzen immer noch eine
Verbilligung für die Mehrheit der Bevölkerung dabei
herauskomme ! Das ist kein Argument , daß denjenigen
vprgeschwebt hat , die diese Bestimmung in die Reichs¬
verfassung hineingeschrieben haben , und zwar kann das
deshalb nicht zutreffen , weil das Opfer , das angeblich zuGunsten der minderbemittelten Bevölkerung mit der Ge¬
währung des 2- Pfennigtanfs gebracht werden soll , weildie Ausfälle , die dadurch riskiert werden , wieder herein¬
gebracht werden sollen durch die Tarifirung der höherenKlaffen und insbesondere der Schnellzüge . Daß das eine
Fehlrechnung ist , ersehen Sie aus dem Ergebnis der25 Millionen , die wir erzielt haben gegenüber den Nach¬barländern . Sie sehen da , daß die Be¬
schleunigung und Verbilligung des Ver¬
kehrs auch finanziell die besten Re -
sultate zur Folge hatte . Sie wissen also ganzgenau , daß es vollständig falsch gerechnet ist , wenn Sie
sagen , wir müssen die Schnellzugsreisenden höher be¬
steuern , um den Personenzugsreisenden eine Erleichterungzu gewähren . Nein umgekehrt müssen Sie den Schnell¬
zugsreisenden mindestens dasselbe Entgegenkommen be¬
weisen , das sie gegenüber den Personenzugsreisenden anden Tag legen.

Weiter sagt man : unsere Einheit muß gefördertwerden . Ich will nur nochmals auf das Beispiel Straß -
burg -München verweisen . Wir stellen die Forderung nach
Reichseisenbahnen aus . Wir wissen allerdings , daß Preu¬ßen nicht ohne weiteres auf seine Eisenbahnen und aufdie reichen Einnahmeüberschüsse daraus verzichten kann .Wir fordern aber das deutsche Volk auf , heute , wo es
noch billiger ist , sich zu überlegen , ob man nicht die
preußischen Eisenbahnen aufkaufen und Preußen ein
Aequivalent bieten soll, das diejenigen zu verantworten
haben (wobei ich meine eigene Partei leider nicht aus¬
schließen kann) , die 1878 Bismark die Hand zu reichen
verweigert haben . Die Dummheit ist nun einmal gemachtworden , und sie muß bezahlt werden , aber wir kommen ,dadurch nicht billiger weg , daß wir uns von Jahrzehntzu Jahrzehnt sträuben , die Kosten für die begangene
Dummheit zu bezahlen . Die Forderung nach Reichs¬
eisenbahnen ruht aber mit ihrer elementaren Gewalt im
Herzen jedes guten Deutschen.

Endlich sagt man uns , daß wir eine Waffe überhauptnicht hätten , um uns dieser Tarifreform zu entziehen .Der Zweipfennigtariswarabernicht < nser
letztes Wort ! Wenn die preußisch - hessische Verwal¬
tung dazu übergehen wollte , durch Umleitung oder Ver¬
sagung der Anschlüsse uns Schwierigkeiten zu machen , ich
garantiere : die einfache Drohung , daß wir bereit wären ,auch eventuell unter 2 Pfennig Schnell¬
zug zu tarifieren , um die Leistungsfähigkeit , die
Frequenz und finanziellen Ergebnisse unserer Eisenbahn
zu steigern , ähnlich wie beim Rabattkilometerheft man
für 1 Pf . 3 . Klasse, für 2 Pf . 2 . Klasse und für 3 Pf .1 . Klasse gefahren ist , — ich garantiere Ihnen : auch die
leiseste Andeutung dieser Absicht der Großh . Regierungwürde genügen , um Preußen jedem , aber auch jedem
Wunsch der badischen Regierung im Sinne des Artikels45 der Reichsverfassung auf Vereinheitlichung des deut¬
schen Eisenbahnbetriebs gefügig zu machen . Auf die
Probe lassen es die preußischen Junker nicht zum zweiten¬mal ankommen , der Schrecken ist Ihnen 1895 tief genugin die Glieder gefahren und sie freuen sich , durch Ab¬
schluß des preußisch- hessischen Vertrags im Jahre 1896
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und jetzt durch die Tarifreform vielleicht über dieses
Fürchterlichste alles Fürchterlichen hinwegzukommen . Des¬
halb ist dieser letzte Grund , der uns entgegengehalten
wird , ein nicht stichhaltiger und sollte von Ihnen nicht
gewürdigt werden .

Wie die Dinge im Hause liegen , wird über den
Beschluß des Hauses kein Zweifel bestehen
können . Die Zentrumspartei hat schon im Wahl¬
kampf darüber keinen Zeweifel gelassen , daß sie der Reform
zustimmt. Ja , der Herr Abg . Obkircher hat es dem Herrn
Abg . Fehrenbach übelgenommen, daß er schon im Wahl¬
kampf keinen Zweifel darüber gelassen hat , daß er darauf
eingehen werde (Abg . Obkircher : Es hat sich damals
um die vierte Klasse gehandelt !) . Die Zentrumspartei
tut also nichts , dessen sich ihre Wähler nicht hätten versehen
können . Insbesondere der Abg . Hergt ist heute noch ein
begeisteter Anhänger der vierten Klasse . Auf der an¬
deren Seite ruht die Verantwortung voll¬
ständig auf der nationalliberalen Partei . Ich
verkenne nicht , daß sie sich Mühe gegeben hat , diese Tarif¬
reform zu einer solchen zu gestalten welche insbesondere
durch die beschleunigten Personenzüge einige kleine Ver¬
besserungen für den minderbemittelten Teil der Bevölkerung
aufweist . Aber die übrigen Gründe , die sie angeführt
hat , die nationale Einheit und dergleichen mehr , die
müssen Sie (zu den Natl .) heute eigentlich als un¬
richtig nicht mehr aufrecht erhalten wollen , nachdem ich
das nachgewiesen habe im kondradiktorischen Verfahren und
nachdem insbesondere die Denkschrift der württembergischen
Regierung in nüchternster Weise die Erfolglosigkeit des
Versuchs , sich auf solche Gründe stützen zu wollen , dar¬
getan hat . Die nationalliberale Partei beneide ich nicht
um die Verantwortung , die sie übernimmt , indem sie
einer solchen Reform zustimmt. Auf der andern Seite
muß ich sagen : es wäre ja dankbar und leicht, in
demagogischer Weise im Parteiinteresse die Folgerungen
formulieren zu wollen , es wäre das aber ungerecht ,
und ich will es nicht tun im Interesse der Sache.
Der Fehler liegt nicht daran , daß die nationalliberale
Partei sich anders zur Reform stellt , als ein großer Teil
der Bevölkerung im Wahlkampf es anzunehmen das Recht
gehabt hat . Das ist der letzte Fehler dieser Erscheinung
nicht , daß diese Reform unsere Bevölkerung in unlieb¬
samer Weise überrascht . Der letzte Fehler liegt
vielmehr darin , daß die weitesten Kreise
unserer Wählerschaft selbst sich nicht freimachen
können von dem verderblichen Gedankenfehler ,
daß die Gewährung des Zweipfennigtarifs im
Schnellzug ohne Zuschlag nicht zu einer Er¬
höhung der Einnahme , sondern zu einem Aus¬
fall führen würde ! Diese Todesangst ist der
letzte Fehler der nationalliberalen Partei
und der Regierung und auch die sicherste Rückendeckung
der nationalliberalen Partei gegenüber der Wählerschaft,
weil die Wählerschaft selbst zum großen Teil in dieser
grundfalschen Meinung befangen ist . Vom rein konstitu¬
tionellen Standpunkt aus gesprochen, glaube ich also nicht,
daß es richtig ist , daß , wenn heute Neuwahlen angeordnet
würden, lediglich zu dem Zweck , um die Entscheidung über
die Tarifreform zu fällen, die Wählerschaft erheblich an¬
ders urteilen würde, als sie im Oktober geurteilt hat .
Weite Kreise des Volkes stehen ja auf unserm Stand¬
punkt , daß dies ein Gedankenfehler ist , aber die weitesten
Kreise des Volkes stehen auf diesem Standpunkt noch
lange nicht. Ich hoffe aber von dieser Reform , daß gerade
dadurch , daß Baden , Württemberg , Bayern und Elsaß-
Lothringen nebeneinander gezwungen find, die Richtigkeit
der Grundsätze , die ihre Verwaltungen , Volksvertretungen
und auch ihre Wähler in ihrer Mehrzahl als richtig an¬
erkannt haben in Bezug auf die Gestaltung der Finanzen

aus Eisenbahntarifen, jetzt dieselben eine Art Feuerprobe
zu bestehen haben. Wenn die verbündeten Regierungen
recht behalten, wenn sie Ausfälle bekommen durch den
Zweipfennigtarif und Einnahmesteigerungen durch die ver¬teuerten Schnellzüge, dann haben sie für ewige Zeiten die
Eisenbahnreform zum Schweigen gebracht , dann hat nie¬
mand von uns mehr das Recht , die Gr . Regierung an¬
zugreifen und eine Wendung der Eisenbahnpolitik im
großen Stil herbeisühren zu wollen . Wenn das aber
nicht der Fall ist , wenn die Rechnung umgekehrt ausfällt
wenn die Fahrkartensteuer wie die Tarifreform
beweisen , daß Mindereinnahmen eintreten , wo
die Regierungen geglaubt haben, durch höhere
Tarifierung Mehreinnahmen zu erzielen , wenn die Großh.
Regierung ersehen wird, daß , was sie an Fahrkarten¬
steuer aus der Reichskasse erhält , sie wieder verliert an
„ Matrikularbeiträgen " dadurch , daß ihre Eisenbahnein¬
nahmen zurückgegangen sein werden , dann werden wir
wieder die Anfrage an sie richten , ob sie nunmehr die
Zeit für gekommen hält , im Interesse der Gesamtheit die
grundsätzliche Stellungnahme , die wir einnehmen , als
richtig anzuerkennen .

Abg . Eichhorn (Soz .) : Das , was wir hier am
vergangenen Samstag erlebt haben, und was einen so
peinlichen Eindruck gemacht hat , nämlich daß der Herr
Minister eine Erklärung andern Inhalts abgegeben hat ,als in seiner nunmehr vorliegenden schriftlichen Antwort,das erklärt sich ganz einfach und logisch aus dem
Main - Neckarbahnvertrag , und aus der Stel¬
lung , die jetzt die badische Verwaltung an der Main -
Neckarbahn einnimmt . Man vergegenwärtige sich nur
die Verhandlungen , die wir vor 4 Jahren über den
Main -Neckarbahn -Vertrag geführt haben, es ist damals
sozusagen vorausgesehen worden , was kommen wird. Es
ist von uns und insbesondere von mir , der ich mit dem
Herrn Kollegen Frühauf gegen den Main -Neckarbahn-
Vertrag geredet und gestimmt habe , vorausgesagt worden ,
daß unsere Regierung bei der Verwaltung der Main -
Neckarbahn so gut wie gar kein Recht mehr haben wird.
Wir haben darauf hingewiesen , wie völlig unzureichend
es erscheint, daß wir nur ein Vetorecht in der Verwaltung
der Main -Neckarbahn haben. Und selbst das ist sehr
fragwürdig . Artikel 10 des Vertrags gibt der preußisch-
hessischen Gemeinschaft das Recht , Personalvorschläge der
Großh . Regierung für die Besetzung der Kollegialstellen
in der Verwaltung der Main - Neckarbahn zurückzuweisen,und zwar solange Zurückweisungen vorzunehmen, bis sich
ein konvenierendes Mitglied findet, von dem sie an¬
nehmen kann, daß die badischen Interessen in nicht allzu
scharfer Weise gegenüber den Interessen der hessisch-
preußischen Gemeinschaft wahrgenommen werden . Das
sind die inneren Ursachen , die schon in dieser kurzen Zeit
von 4 Jahren dazu geführt haben, daß , wie es scheint ,
die badische Regierung vollständig darauf verzichtet , irgend¬
welchen Einfluß auf die Verwaltung der Main — Neckar¬
bahn auszuüben. Es scheint, nach den Erklärungen der
Großh . Regierung am Samstag , daß man bei der Main —
Neckarbahn doch nichts mehr zu sagen hat , und der Herr
Minister hat wahrscheinlich gedacht : also habe ich die
Verpflichtung, erst mit der preußischen Regierung mich
ins Benehmen zu setzen und in Verhandlungen zu
treten , ehe überhaupt eine bindende Erklärung abzu¬
geben ist , wie es in Zukunst werden soll. Schon die
Tatsache , daß man Baden zugemutet hat , auf dem
badischen Anteil an der Main — Neckarbahn die
4 . Klasse einzuführen, beweist , daß die Großh . Regierung
wenigstens tatsächlich auf eine eingehende Mitwirkung bei
der Verwaltung der Main - Neckarbahn verzichtet hat.
Man hätte uns diese Zumutung gar nicht machen können,
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oder die Großh . Regierung hätte sofort erklären müssen :
Bei unserer Stellung zu der Tarifgemeinschaft, bei der

> Stimmung im Lande und im Landtag gegen die 4 . Klasse
können wir uns niemals darauf einlassen , daß auf dem
badischen Anteil der Main - Neckarbahn die 4 . Wagenklasse^ verkehrt ! Dann wäre es auch nicht zu diesem Zwischen¬
fall hier gekommen . Wir haben vor 4 Jahren bei der
Beratung des Main -Neckarbahnvertrags auch die Bedenken

^ bereits geltend gemacht , die jetzt über die Auslegung des
Artikels aufgetaucht find ; ich habe das damals schon ge¬
sagt , daß unser Recht in tariflicher Hinsicht als sehr frag¬
lich erscheint trotz des Artikels 7 , endlich habe ich die Großh .
Regierung insbesondere um Auskunft über eine Zeitungs¬
nachricht gebeten , die damals gerade diese Tarifhoheit in
sehr sonderbarem Lichte erscheinen ließ . Nun gibt aller¬
dings dieser Artikel 7 des Main - Neckarbahnvertrags
formell der Großh . Regierung volle Tarifhoheit , und
das hat der damalige Eisenbahnminister von Brauerauch
ganz ausdrücklich betont. Ich gestatte mir diese Aeußer-
ung hier noch einmal zu zitieren, um die TarifhoheitBadens nachdrücklich und einwandfrei festzustellen . Der
Herr Minister v. Brauer erklärte damals in Bezug auf
den Artikel 7 des Main-Neckarbahnvertrages :

„ Auch in Bezug auf den Artikel 7 , die Tariffestsetzung
betreffend, muß ich ein Mißverständnis des Abg . Eichhorn
richtig stellen . Wir haben die Tarifhoheit auf unserem
badischen Gebiet ; wir können die Personentarife festsetzen ,wie wir wollen . Natürlich salviert sich aber die preußische
Regierung dagegen , daß wir auf der badischen Strecke
der Main- Neckarbahn Experimente machen , und dort
billigere Tarife führen könnten , als wir selbst auf unseren
eigenen Staatsbahnen haben. Wir dürfen also ohne
preußische Zustimmung nur solche Tarifherabsetzungen
vornehmen , die wir gleichzeitig aus unseren Staatsbahneneintreten lassen . Eine umgekehrte Klausel , daß alsoPreußen auch ohne unsere Zustimmung keine Tarifherab¬
setzungen vornehmen dürfe, war nicht notwendig, weil
uns dies ja finanziell nicht schaden würde und zudem die
Tariffestfetzungen auf badischem Gebiet ausschließlich vonuns vorgenommen werden können .

"
Die Schlußbemerkung ist deswegen von dem damaligen

Eisenbahnminister gemacht worden, weil wir uns aus¬
drücklich dagegen ausgesprochen , daß der Main -Neckarbahn¬
vertrag nicht ein gegenseitiges Recht bei der Tarifherab¬
setzung vorsehe. Wir dürfen den Tarif für unseren
badischen Anteil selbständig festsetzen , wir dürfen her¬
untergehen bis auf den Betrag, der überall im ganzenübrigen Lande gilt , Preußen aber könnte z. B . in einem
Konkurrenzmanöver den Tarif auf 1 Pfennig festsetzen ,und wir hätten dann kein Einspruchsrecht dagegen .

Ich freue mich heute , da sich die schlimmen Folgen
nach so kurzer Zeit schon Herausstellen , doppelt, daß ichdamals gegen den Vertrag gestimmt habe. Ich habe auch
trotz der Erklärung des Ministers bei der ganzen Stel¬
lung , die die Großh . Regierung in jenem Vertrag ein¬nimmt , kein Zutrauen, daß nicht über kurz oder langdie allerdings feststehenden Rechte Badens zur Tarif¬
bildung preisgegeben werden . Wir haben eine erhebliche
Einwirkung auf die Verwaltung der Main -Neckarbahnnicht mehr , und es besteht nun leider einmal , wie es
scheint , in der Großh . Regierung die Neigung , sich immer
mehr und mehr der preußischen Verwaltung unterzu¬ordnen . Unabhängig von der Frage der Einführung dervierten Klasse auf dem badischen Anteil der Main -Neckar¬
bahn bleibt unsere Stellung zu der Tarifreform , gegendie wir stimmen .

Ich will die Ausführungen des Herrn Kollegen Früh -
auf nicht noch ergänzen . Es sind in der großen Debattein wiederholten Ausführungen meiner Kollegen Kolb und

Lehmann die Gründe dargelegt worden , warum wir gegendie Tarifreform stimmen . Ich will nur noch einmal
darauf Hinweisen, daß schon allein die Frage der Fahr¬
kartensteuer unsere Regierung veranlassen sollte , schlecht¬hin den Zweipfennigtarif für die dritte Wagenklasse durch¬
zuführen und von dieser sogenannten Tarifreform , die
nicht eine Reform, sondern eine reaktionäre Maß¬
regel darstellt, zurückzutretrn . Wir werden doch ,wenn wir eine solche Tarifgemeinschaft mit anderenStaaten schließen, wieder die Benachteiligten sein .Ich finde hier z . B . in einer Zeitung die Mitteilung,daß in dem Augenblick , wo die Tarifreform durchgesetztwerden soll, bei den Reichseisenbahnen in den Eilzü '

gen ,die also mit dem Dreipfennigtarif in Zukunft fahren ,aber keinen Schnellzugszuschlag haben, die vierte Klassegeführt werden soll. (Abg . Frühauf : Hört ! hört .)Das ist eine Durchbrechung der Bestimmungen der Tarif-
resorm ! Bei uns soll das Verhältnis so sein : In Eil-
zügen darf der Zweipfennigtarif nicht eingeführt werden,weil es eben ein Eilzug, nicht etwa nur ein beschleunigterPersonenzug ist. Drüben auf dem Reichseisenbahnenwird man in diesen Eilzügen den Zweipsennigtarif haben ;dort wird man die vierte Wagenklasfe mitführen und
daher sind wir wieder die Geprellten bei dieser ganzenTarisreform . Württemberg wird es wahrscheinlich auch
so machen, nachdem das Reichsland vorangegangen ist , undwird nunmehr in einer Zugsgattung , die nach unserer
Auffassung den erhöhten Dreipsennigtarif für die dritte
Wagenklasfe haben sollte, die vierte Klasse mitführen ;damit ist in Württemberg ebenfalls durchbrochen , was inder sogenannten Tarifreform für uns als bindend fest-gestellt ist. Und daran ist ja von dem Abg. Früh¬auf und von anderen Rednern bereits erinnert worden,daß in Preußen jetzt schon in den Schnellzügen dievierte Klasse mitgeführt wird . Ich habe leider nicht die
Zeit gefunden , mich im Kursbuch hierüber zu verlässigen.(Abg . Süßkind : Von Berlin nach Königsberg !)Wenn es aber möglich ist , in den Schnellzügen den Zwei¬psennigtarif durchzuführen , was haben wir denn dann
überhaupt noch von dieser Tarifgemeinschaft, die da fest¬gestellt wird? Wir haben die Einschränkung unserer Ver¬
kehrsfreiheit . Wir müssen in den Schnellzügen nicht nur
diese Erhöhung um 6— 10 Pfennig pro Kilometer aufuns nehmen , eine Erhöhung von vollen 25 Proz. , wir
haben den Schnellzugszuschlag , während die anderen Bahn¬verwaltungen den Zweipsennigtarif in diesen Schnellzügenführen und damit natürlicherweise auch die Reisenden, die
zu diesem Zweipsennigtarif im Schnellzug fahren von der
Fahrkartensteuer befreien . Man wird also in Preußen,man wird in den Reichslanden , man wird vielleicht in
Württemberg in Zukunft, ohne Fahrkartensteuer zu be¬
zahlen , mit dem Zweipfennigtarif in Eil- oder gar in
Schnellzügen fahren können, nur bei uns in Baden nicht !
(Abg . ^ Süßkind : Sehr richtig !) . Nur bei uns in Baden
ist dadurch , daß wir eine solche Gemeinschaft eingehenund ehrlich halten wollen , ausgeschlossen, daß die Reisen¬den im Schnellzug oder Eilzug zu dem Zweipsennigtariffahren. Wenn wir in Verfolg des Vorgehens der preuß .und der reichsländischen Eisenbahnverwaltung nunmehrauch Wagen mit dem Zweifpennigtarif in die Schnellzügeoder Eilzüge einstellten , würde man auch in Baden, ohneFahrkartensteuer zu bezahlen , im Eilzug oder Schnellzugfahren können. Damit wäre aber dann natürlich die

ganze Tarifreform überhaupt durchbrochen und ack absurdum
geführt.

Das find noch so einzelne Gründe , die uns unmöglichmachen, trotz dieser Erklärung hinsichtlich der vierten
Klasse auf der Main - Neckarbahn für die Tarifreform zustimmen . Wir stehen natürlich auch auf dem Standpunkt ,daß die Regierung als Verkehrsverwaltung die Pflicht

*
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hat , den Verkehr zu fördern und nicht zu hindern . Es
ist für eine Eisenbahnverwaltung wirklich außerordentlich
bedauerlich , um keinen schärferen Ausdruck zu gebrauchen ,
wenn man in allem Ernste Platzgebühren deswegen in
gewissen Zügen einführen will , um sie nicht zu sehr über¬
laden zu lassen . Ministerialdirektor Schulz hat uns mrt -
geteilt , daß die Regierung Platzgebühren habe einführen
müssen , weil die Schnellzüge allzusehr von Reisenden be¬
stürmt worden seien . Statt daß sich eine Verwaltung
darüber freute , daß die Schnellzüge von dem reisenden
Publikum in außerordentlichem Maße benützt werden ,
statt daß sie Vor - und Nachzüge einstellt , die Züge doppelt
und dreifach fahren läßt , führt man eine Platzgebühr
ein , um die Leute vom Reisen abzuschrecken und den Ver¬
kehr zu hindern und zu hemmen . Das ist eine Maßregel
der Großh . Regierung , die vom Verkehrsstandpunkt aus
absolut nicht zu verstehen ist .

DerEinna hmeausfall , den man sosehr fürchtet , wird
allerdings durch die Verteuerung der Tarife kommen .
Alle Zahlen und Beispiele deuten , soweit man überhaupt
im voraus berechnen kann , wie eine neue Tarifmaßregel
sich bewähren wird , darauf hin , daß unsere Tarifreform
infolge der Erhöhung der Tarife und der Einführung der
Fahrkartensteuer mit einem ganz ungeheuren Einnahme¬
ausfall zu rechnen haben wird . Wenn wir eine Ver¬
billigung des Tarifes durchführen , würden wir dagegen
mit einer gewaltigen Einnahmesteigerung zu rechnen haben ,
nicht mit einer Einnahmeminderung , die uns der Ver -
preußung einen Schritt näher bringt . Diese Gefahr ist
kein Drohgespenst , sondern sie dürfte in nicht allzu großer
Ferne liegen . Die Großh . Regierung hat uns beim
Eisenbahnbau und insbesondere bei der Beratung jener
Resolution , die eine Mehrausgabe von 5 Millionen pro
Budgetperiode forderte , gesagt , wenn wir die badische
Staatsbahnverwaltung zu stark mit Ausgaben belasten ,
dann rückt die Gefahr der Verpreußung in große Nähe .
Wenn die Regierung nun selber einsieht . daß eine Be¬
lastung unseres Eisenbahnwesens die Gefahr der Unselb¬
ständigkeit in sich birgt , wie in aller Welt kann sie dann
dazu kommen , uns eine Tarifreform vorzuschlagen , die
eine ungeheure Belastung unseres Eisenbahnverkehrs mit
sich bringen muß durch eine ganz wesentliche Einnahme¬
minderung ?

Das , wie gesagt , sind Gründe , die uns immer und
immer wieder veranlassen , gegen diese Reform Stellung
zu nehmen und vorzugehen . Ich will nun die zahlreichen
anderen Gründe natürlich nickt wiederholen , es ist ja
genug darüber geredet worden , und es galt nur , für unsere
Fraktion festzustellen , wie wir uns zu dieser Frage halten .

Herr Frühauf hat jetzt gewissermaßen die beiden großen
Parteien zu entschuldigen versucht für die Zustimmung
zu dieser Tarifreform , er meinte , sie können nicht anders ,
sie ständen unter dem zwingenden Gefühl , daß die Tarif -
Herabsetzung große Einnahmeausfälle brächte . Ich glaube ,
es sind doch andere Beweggründe , die die beiden großen
Parteien veranlassen , auf eine solche Tarifreform einzu¬
gehen . Ich halte die Herren für weitblickender , als sie
der Herr Kollege Frühanf einschätzt , wenn er glaubt , sie
lassen sich von der Meinung , die vielleicht hier und da
draußen im Volke noch besteht , leiten , daß durch
eine Tarifherabsetzung ein wirklicher Einnahmeaussall
kommen würde . Ich glaube , daß die Herren von der
Rechten und Linken ebenso wie wir einsehen , daß das
Schreckgespenst einer starken Einnahmeminderung durch
eine Tarifherabsetzung lediglich ein Schreckgespenst ist .
Wenn sie nun trotzdem für diese Tarifreform nntretcn ,
dann geschieht es Wohl mehr aus Rückgratslosigkeit gegen¬
über der Regierung . Die Regierung besteht daraus und
verlangt es , und wie Sie noch immer nachgegeben haben ,

so geben Sie auch in dieser Frage nach . Wohl gibt
es ja auch Kollegen , die überhaupt in einer Gemein¬
schaft mit Preußen nichts Schlimmes sehen —
auch solche gibt es ja im Hause . Da sind zwei Kollegen
die mir sehr verständnisvoll zulächeln , und die , wie ich glaube

'

ohne weiteres , wenn uns ein Gemeinschastsvertrag mit
Preußen vorgelegt würde , zustimmen würden .
(Abgeordneter Hergt : Es kommt darauf
an , wie er aussieh !) Ja , wie er aussieht , ob er
uns vielleicht Geld bringt ! Und wenn auch die Selbst¬
ständigkeit der badischen Bahnen dabei zugrunde geht
würden die Herren zustimmen , wie ja leider auch in
Württemberg sich eine große Anzahl von Landtags¬
abgeordneten bereits mit einer solchen Gemeinschaft mit
Preußen abgesunden hat . Dort drüben zählen meines
Wissens sogar Demokraten zu denen , welche die Bestrebungen
auf eine Finanzgemeinschaft mit Preußen und Hessen für
etwas halten , was in allernächster Zukunft kommen muß .
(Abo . Hergt : Aufgabe der Selbständigkeit !) Ja , darin
liegt eben eine Aufgabe der Selbständigkeit ! Darüber
wollen wir uns doch auch klar sein : Wenn Preußen
jemals eine Finauzgemeinschaft mit anderen Staaten ein¬
geht , daun wird es nicht anders werden wie in der
hessischen Finanzgemeinschast mit Preußen , und daß die
hessische Finanzgemeinschaft eine völlige Aufgabe der
Selbständigkeit bedeutet , davon zeugen die Sitzungsberichte
der hessischen Kammern , in denen die Klagen nicht aus¬
hören über die Unselbständigkeit Hessens in der Verwaltung
der Eisenbahnen . Gewiß ist Freude in Hessen , wenn
es sich um die Abrechnung tändelt , wenn die großen
Summen hereinkommen aus dieser Gemeinschaft ; aber
die Summen können der ländlichen Bevölkerung , den
Städten und Ortschaften , die nach einem Anschluß an
den Verkehr verlangen , nicht über die Schäden hinweg¬
helfen , unter denen sie zu leiden haben . Wir haben
gestern und bei anderen Gelegenheiten wiederholt schon
darauf hingewiesen , daß es das Verkehrteste ist , eine
Eisenbahn nach fiskalischen Grundsätzen zu betreiben . Es
steckt in den Werten , die durch den Verkehr erzeugt
werden , und die sich nicht in Prozenten ausdrücken
lassen , ein bedeutungsvolles wirtschaftlich kulturelles
Moment , das bei der Regierung vor dem finanziellen
Effekt stehen und vor ihm gewürdigt werden sollte .
Das scheidet aus bei jeder Gemeinschaft , die mit Preußen
abgeschlossen wird . Das könnte nur ein Vertrag sein ,
der die Selbständigkeit kostet und die Bahn in Zukunft
nach fiskalischen Grundsätzen leiten würde .

Darum heißt es , beizeiten vorzubeugen und beizeiten
jede Möglichkeit , die eine Verpreußung der Bahn herbei¬
führen könnte , weit fern zu halten . Und darum stimmen
wir gegen diesen Tarifvertrag , weil wir die Gefahr in
diesem Tarifvertrag sehen , daß die badische Bahn sich
selber dadurch unselbständig macht . An diesem Votum
ändert es nichts , daß kleine Bedenken zerstreut werden
durch Einfügung einer neuen Ziffer zu dem Antrag der
Budgetkommission über die Tarifreform . Wir haben ganz
andere Gründe , die uns zur Ablehnung zwingen , und die
nicht durch diesen einen Zusatz behoben worden sind .

Abg . Hergt (Zentr . ) : Zu dem eigentlich zur Beratung
stehenden Antrag bezüglich der Main - Neckarbahn noch
weiter zu sprechen , ist wohl nicht notwendig , da , nachdem
er von unserer Seite unterstützt worden ist , kein Zweifel
darüber sein wird , daß die Zentrumsfraktion sich diesem
Anträge anschließt . Dagegen glaube ich, ist es not¬
wendig , von dieser Seite des Hauses noch ein Wort
zur Tarifreform zu sagen , nachdem die Abgeordneten
Frühauf und Eichhorn die Stellung auch der Zentrums -
sraktion zur Tarifreformfrage wieder in einem ganz
falschen Lichte dargestellt haben .
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Der Herr Abg . Frühauf scheint zu glauben , daß ihm
- je württembergische Denkschrift noch gerade zur
rechten Zeit in die Hand gekommen sei, weil er darin neue
Argumente finden will , um die Kollegen in diesem
Hause noch in letzter Stunde zu bekehren . Ich glaube,inan kann seine Mitteilungen aus der württembergischen
Denkschrift auch anders auffassen, wie der Herr Kollege
Frühauf . Es ist richtig, sie ist von einem ganz nüchternen
Standpunkt aus geschrieben und enthält sehr viel Wahres ,das auch bei uns Eindruck machen muß , aber das sind
Dinge, die auch vorher schon bei uns bekannt waren
und besprochen worden sind. Es ist besonders darauf
hingewiesen worden von dem Herrn Kollegen Frühauf ,die Denkschrift sei ein Beweis dafür , daß es zu einer
wirklichen Vereinheitlichung der Tarife auf dem Wegeder von uns vorgeschlagenen Tarifreform doch nicht
komme. Das ist richtig, und es ist sehr bedauerlich,daß nicht unter den süddeutschen Regierungen ein ge¬meinsames Vorgehen zu Stande kommen konnte .

Wenn nun die württembergische Regierung sich dahin
schlüssig gemacht hat , die 4 . Klasse anzunehmen , so wird
mir der Herr Kollege Frühauf zugeben, daß ich von
meinem Standpunkt aus das nicht als einen Fehler auf¬
fassen kann. Ich halte das im Gegenteil für eine ganz
richtige Konsequenz der übrigen Ausführungen der
Denkschrift und bin der Meinung , daß das dazu führenkann, daß an Stelle der verschleierten 4 . Klasse, wie
wir sie jetzt bekommen werden, dieselbe später auch bei
uns kommen wird.

Der Herr Abg. Frühauf hat gesagt, ich sei ein be¬
geisterter Anhänger der 4 . Klasse . Das ist zu viel ge¬sagt, mehr gesagt, als er verantworten kann. Ich habeimmer nur gesagt : Wenn wir den Zweipfennigtarif er¬
reichen wollen, so müssen wir auch die 4 . WagenklassemiL in Kauf nehmen, wenn es nicht anders geht. Außer¬dem habe ich dabei immer die unbestreitbaren Vorteile
hervorgehoben, die die 4 . Wagenklasse für ganz bestimmte
Zwecke, für einen ganz bestimmten Kreis von Reisenden
hat . Das kann auch der Herr Kollege Frühauf nichtin Abrede stellen , auch damit wird dies nicht entkräftet,wenn er darauf hinweist, daß die Stimmung in Preußenüber die 4 . Klasse nie richtig zum Ausdruck gelangt sei,es hätten sich ja immer nur die Eisenbahnräte und die
Handelskammern , nicht aber das Volk gegen die Be¬
seitigung ausgesprochen. Der Herr Abg . Frühaufhat noch niemals für diese letztere Behauptung einen
Beweis angeführt (Zuruf des Abg. Frühauf ) . In der
preußischen Presse, soweit ich sie verfolgen konnte, jetztund in früherer Zeit , als die Frage wiederholt im
Mittelpunkt des öffentlichen Interesses stand , habe ich
nicht gefunden, daß eine Bewegung gegen die 4. Wagen¬
klasse in Preußen jemals eingetreten ist , im Gegenteil,
ich habe gerade damals , als die Beseitigung der 4. Klassevon der preußischen Regierung beabsichtigt war , über¬
wiegend Stimmen in der Presse gefunden , die sich fürdie Beibehaltung dieser Klasse ausgesprochen haben.

Ich habe ferner gesehen , daß in Hessen , und zwar
nicht allein wegen der Verbilligung des Tarifs bei der
Einführung der 4 . Klaffe , viele Stimmen im Publikumlaut geworden sind, die diese Einrichtung begrüßt haben.
Ich habe dasselbe gesehen in Elsaß -Lothringen , wo, so¬bald die 4 Wagenklaffe in das Land gekommen war ,
sich die Presse vielfach für die weitere Einführung dieser4 . Klaffe ausgesprochen hat , und auch im Landesausschuß
sind solche Stimmen laut geworden. Es scheint mir also
ganz unrichtig zu sein, wenn man immer behauptet, das
ganze Volk sei nun einmal gegen die 4 . Wagenklasse(Zuruf des Abg . Frühauf : Sie sind für den Zwei-
Pfennigtarif ! ) Selbstverständlich sind wir für den Zwei-
Pfennigtarif und werde nachher noch zeigen , daß das

gerade der Hauptgrund ist, weshalb wir für die Tarif¬reform zu stimmen uns nicht abhalten lassen .
Ein weiterer Punkt der württembergischen Denkschrift,der dem Herrn Kollegen Frühauf besonders dienlich

geschienen hat, nun noch einmal Bekehrungsversuche zumachen, ist die Einführung der IV . Wagenklasfe in be¬
schleunigter geführte Züge, als wir sie haben . Daskann uns nur erwünscht sein, denn dieses Beispiel wird
vielleicht dahin führen , was ich schon in der Budget¬
kommission gesagt habe, daß wohl nach und nach die
Eilzüge in Wegfall kommen und beschleunigte Personen¬züge an deren Stelle treten werden . Es ist auf dieDauer zu viel , vier verschiedene Zuggattungen zu haben,der zwingende Gang der Dinge wird die Eisenbahn¬
verwaltungen sicher dahin drängen . Wie dann diese
Züge heißen werden , ist einerlei; ich hoffe, daß die
lange Bezeichnung „beschleunigte Personenzüge " wegfallenwird, aber die Hauptsache bleibt jedenfalls , daß wirdann mit dem Zweipfennigtarif ohne Schnellzugszuschlagin wesentlich beschleunigten Zügen fahren können , in
Zügen , bei denen , wie von der Großh . Regierung wie¬
derholt erklärt ist, die Begrenzung der Geschwindigkeitgar nicht durch die Vereinbarung vorgeschrieben ist ,ebenso wenig die Anzahl der Haltepunkte.

Was den Schnellzugszuschlag betrifft , so lasse ich michnicht von der Meinung abbringen , daß die Leistung der
Schnellzüge für den Reisenden eine höhere ist , daß die
Kosten für den Personenkilometer im Schnellzug höheresind, wenn man bei der Selbstkostenrechnung wirklich alleMomente berücksichtigt, die berücksichtigt werden müssen,und daß es durchaus gerechtfertigt ist, hier entsprechend
dieser höheren Leistung auch Zuschläge zu verlangen .Wenn wir dahin gekommen sein werden, daß eine großeAnzahl von beschleunigten Zügen durch unser Land
laufen, welche den Verkehr im Inland nach allen Be¬
dürfnissen gut bedienen , dann sehe ich nicht ein, warumman diese durchlaufenden Luxuszüge, die hauptsächlichden Ausländern dienen , nicht durch Zuschläge etwas höherbesteuern sollte .

Der Herr Abg . Frühauf hat nun auch an die Regie¬rung wieder einen Appell gerichtet wegen des Einnahme¬ausfalles , der durchgdie Tarifreform zu befürchten sei.Ja , da scheint mir fast , daß das Vertrauen der HerrenAbgg. Frühauf und Eichhorn in ihre sonstige Theorie ,daß die Verbilligung der Tarife eine ungeahnte Ver¬
mehrung des Verkehrs herbeiführen werde, etwas insWanken gekommen ist . Sonst müßten Sie doch um¬
gekehrt sagen , daß die Verbilligung durch die Einführungdes Zweipfennigtarifs zu einer so erheblichen Vermehrungdes Verkehrs führen werde , daß der Ausfall gar nichteintritt . Also mit dem Hinweis auf den etwaigen Aus¬
fall kann man uns auch nicht abhalten .

Der Herr Abg . Frühauf hat dann an die „ Agrarier "
des Hauses die Aufforderung gerichtet , sie sollten nun dochin ihrem eigenen Interesse , nachdem sie diese Ausfüh¬rungen über die württembergische Denkschrift gehörthaben, gegen die Reform stimmen. Ganz das Gegenteilist im Interesse der landwirtschaftlichenBevölkerung not¬
wendig , und ich meinerseits richte an die Agrarier , ichwill lieber sagen, an die Abgeordneten, die im wesent¬lichen die Interessen der ländlichen Bevölkerung zu ver¬treten haben, die entgegengesetzte Aufforderung , fest fürdie Tarifreform zu stimmen . Ich habe in meinem erstenVortrage zu der Tarifreform und in der Budgetkom¬mission jederzeit den Standpunkt vertreten , daß die Ta¬
rifreform nicht in jeder Beziehung das ist , was man
hoffte . Aber in dem Hauptpunkte entspricht sie unserenWünschen , daß sie dem Verkehr innerhalb des Landesund zwar auch mit beschleunigten Zügen , außerordentlichverbilligt, so daß wir die Verantwortung dafür nicht
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übernehmen könnten, durch Ablehnung der Reform diese
großen Vorteile der Mehrzahl der Reisenden, besondersder Landbevölkerung vorzuenthalten .

Der Herr Abg . Eichhorn ist sodann noch darauf zurück¬
gekommen , daß der Staatsvertrag mit der
preußisch - hessischen Gemeinschaft bezüg¬
lich der Main - Neckarbahn der badischen Eisen¬
bahnverwaltung vollständig die Hände binde, und er ziehtaus dieser unrichtigen Annahme den Schluß , daß sede
Vereinbarung mit Preußen immer zu unseren Ungunsten
ausschlagen wird . Ich teile diese Furcht vor Preußen
nicht — ich gebe aber auch durchaus nicht zu , was dann
der Herr- Abg . Eichhorn gemeint hat : daß wir oder wenig¬
stens einige von uns deshalb der Tarifreform zustimm¬ten , weil wir innerlich eigentlich auch schon dafür seien ,daß unsere Bahnen preußisch werden sollten. Das ist nicht
richtig ; es ist nur so viel wahr , daß wir außer dem , was
wir jetzt schon von Preußen in unser Eisenbahnwesen
übernommen haben , noch manches in der Preußischen
Eisenbahnverwaltung , namentlich ihre Organisation , auf
unsere Eisenbahnverhältnisse übertragen sehen möchten ,und dabei gestehen wir offen , daß wir auch an dem
Nutzen eines größeren Geschäftes recht gerne teilnehmenwürden , wir sehen darin gar nichts Ungeschicktes. (Zurufdes Abg . Eichhorn .)

Was über die verlorene Selbständigkeit Hes¬sens gesagt wird , halte ich für übertrieben . Es wird
allerdings gesagt, daß über diese und jene Wünsche dortim Landtage nicht mehr verhandelt werden könne ; ob
aber der Wegfall der großen Reden, die andernfalls ge¬halten worden wären , ein großer Verlust ist , will ich nicht
untersuchen (Abg. Eichhorn : Dann hat aber das Par¬lament keinen Sinn mehr !) . Aber das weiß ich : daß
trotzdem für die Ausdehnung des Eisenbahnnetzes und
für die Ausgestaltung der Bahnhöfe in Hessen jedesmal
erhebliche Summen im preußisch -hessischen Budget aus -
geworfen sind , sogar weit erheblichere Summen , als Hes-sen jemals für sich allein hätte auswerfen können. Uebri-
gens meine ich , nach dem , was man in Erfahrung brin¬
gen konnte, und so weit man überhaupt in die inneren
Vorgänge hineinsehen oder etwas darüber vermutenkann, ist nicht zu glauben , daß Preußen das so oft und
lebhaft betonte Interesse hat , die badischen Bahnenin die Gemeinschaft aufzunehmen , ich glaube das nicht .Preußen hätte wohl ein Interesse daran , eine Betriebs -
Mittelgemeinschaft in ganz Deutschland zustande zu brin¬
gen , davon würde Preußen auch Nutzen ziehen . Wie aber
die Tarifreform bei uns ausfällt , das , glaube ich , ist fürdie preußische Eisenbahnverwaltung nicht von so großerBedeutung , wie es hier immer behauptet wird . Ichglaube, Preußen wird uns unfern Eisenbahnbau ganzruhig weiter sortfetzen lassen und unsere Schulden , diewird Preußen wohl nicht übernehmen , auch wenn es zueiner Finanzgemeinschaft käme. Ich sehe aber gar nichtein , warum nicht eine Finanzgemeinschaft so vereinbartwerden könnte , daß auch künftighin bezüglich des Aus¬baues unseres Eisenbahnnetzes der badische Landtag mit¬

zusprechen haben würde .
Wir find für die Tarifreform vor allem ausdem einfachen Grunde , weil sie für einen großen Teil un¬serer Bevölkerung — namentlich für denjenigen Teil der

ländlichen und städtischen Bevölkerung , welcher bishervon den Vorteilen des Kilometerheftes keinen Gebrauchmachen konnte — nun den Zweipfennigtarif bringt ; wir
sind ferner deshalb für die Tarisreform , weil sie wenig¬stens ein Anfang der Vereinheitlichung des Eisenbahn¬wesens in Deutschland ist, und weil wir der Hoffnungsind , daß das der erste Schritt ist zu einer Wetteren Ver¬
besserung und Vereinheitlichung : der erste Schritt aufeinem Wege , auf dem man recht wohl auch zu demjenigen

Ziele gelängen kann , das die jetzigen Gegner der Reform
selbst im Auge haben. (Bravo im Zentrum !)

Die Diskussion wird geschlossen.

Zu persönlichen Bemerkungen erhalten das Wort
Abg . Vogel (Dem .) : Am letzten Samstag , als dieDebatte sich sehr dramatisch gestaltete, hat der Herr Kol¬lege Obkircher mich persönlich wieder hereingezogen, in-dem er es in seinen Ausführungen so darstellte, als ob

ich die Zahlen , die ich tags vorher genannt hatte , in leicht¬fertiger Weise angeführt hätte , oder als ob ich michwenigstens nicht richtig darüber orientiert gehabt hätte ;er erklärt auch weiter , daß meine Ausführungen mit leich¬ter Mühe vom Herrn Ministerialdirektor zerpflücktwerden konnten, und er machte einige Ausfälle gegenmich, was ich gerade von ihm unbegreiflich finde. Ichmöchte nun nicht ihm gegenüber in denjenigen Ton ver¬
fallen , wie er gegen mich , da meine parlamentarische Er¬
ziehung noch nicht so weit vorgeschritten ist, daß ich michin persönlichen Anrempelungen gefallen könnte. Ichwerde das auch nie lernen . Ich finde es auffallend , daßgerade der Herr Kollege Obkircher — der den Antrag aufSchluß der Generaldebatte gestellt und mir damit die Ge¬
legenheit genommen hatte , diese Zahlen zu begründen —
sich aufhält , daß ich mich vermessen hätte , meine Zahlenin zwei Minuten zu begründen . Ich hatte nicht die ruh-
tige Zeit und es ist mit Zahlen schlecht zu operieren ; undes mag ein Fehler gewesen sein, daß ich das übernommen
hatte in dem Augenblick , wo ich jeden Augenblick erwar¬ten mußte , daß der Herr Präsident erklärt : das gehörtnicht zur Sache.

Ich will also kurz , so weit es notwendig ist , heute dar¬
auf zurückkommen (Widerspruch van verschiedenen Sei¬ten : Die Debatte ist geschlossen!) . Ich will nur richtig¬
stellen , der Herr Präsident hat es mir erlaubt , dies jetzt zutun .

Ich will zugeben, daß ich mich unrichtig ausgedrückthabe. Nicht die Zahlen an und für sich sind falsch
( das ist ja auch nicht gut möglich ) , sondern dieSchIuß -
folgerungen , die aus diesen Zahlen gezogen wur¬den . Aber ich muß meine Behauptung aufrecht erhalten ,daß es eben nicht richtig ist , daß 88,2 Proz . (diese Folge¬rung wurde gezogen ) der Reisenden im inneren VerkehrBadens unter 76 Kilometer fahren . Daß diese Schluß¬folgerung daraus gezogen wurde , beweist die Bemer¬
kung des Herrn Kollegen Frühauf , der erklärte , zumSchaden komme noch der Spott ; und der Herr Berichter¬statter , welcher das auf sich bezogen hatte , hat ebenfallsnur erklärt : er habe Zahlen genannt , wie die Regierung
sie geboten habe. In den Zeitungen ist es auch so auf¬gefaßt worden . Deshalb hätte der Herr Ministerialdirek¬tor erklären müssen : die Schlüsse sind falsch.

Redner begründet seine Ausführungen durch Angabeeines größeren Zahlenmaterials , wobei ihn der Präsident
unterbricht und ermahnt , nicht über den Rahmen einer
persönlichen Bemerkung hinauszugehen .

Abg . Obkircher (natl .) : Ich will nicht in den¬
selben Fehler verfallen, noch einmal in die Materie ein¬
zudringen, wie cs der Herr Kollege Vogel soeben getanhat . Daß in den Ausführungen , die ich am letztenSamstag gemacht habe, eine Anrempelung zu erblicken
gewesen wäre, muß ich zurückweisen , es war eine rein
sachliche Ausführung . Es war festzustellen , daß HerrAbg . Vogel Stellen aus der Denkschrift für absolut
falsch hinstellte , und daß diese Ausführungen von Seiten
des Herrn Ministerialdirektors widerlegt worden sind .
Diese Tatsachen halte ich fest ; das ganze Haus wird siefesthalten ; es entsprach dies dem allgemeinen Eindruck
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(Sehr richtig !) . Und ob die heutigen Ausführungen
des Herrn Kollegen Vogel geeignet waren , wiederum
den Ausführungen des Herrn Ministerialdirektors die
Spitze abzubrechen , stelle ich der Entscheidung des Hauses
anheim . Daß ich am Samstag solche Ausführungen ge¬macht habe , hat den Herrn Kollegen Vogel gewundert ,da ich es gewesen sei , der den Antrag auf Schluß der
Generaldebatte begründet hat . Ich habe das getan in
Vollziehung eines Beschlusses des Seniorenkonvents , und
daß es durch diesen Antrag dem Herrn Kollegen Vogelnicht genommen war , seine Aeußerungen zur Sache zuäußern haben Sie eben daraus entnommen , daß er am
letzten Freitag diese Rede gehalten hat , die ich mit mei¬
nen Bemerkungen bedacht habe . Ich muß also den Vor¬
wurf zurückweisen , als ob ich eine Anrempelung unter¬
nommen und daß ich etwas Unrechtes begangen hätte ,weil ich den Schluß der Debatte beantragt habe . Ich mußes auch zurückweisen , daß ich sachlich etwas unrichtiges
vorgebracht habe . Ich habe lediglich eine Tatsache fest¬
gestellt , die nach dem aus den Vorgängen vom letzten
Freitag und Samstag geschöpften Gesamteindruck zu¬treffend war .

Das Schlußwort erhält der Berichterstatter :
Abg . vr . Wilckens (natl .) : Der ganze Verlauf der

heutigen Debatte läßt mich nur aufs neue bedauern , daßeine so bestimmte Erklärung , wie sie der Herr Ministerin seinem Schreiben an den Herrn Vorsitzenden der
Budgetkommission vom 24 . Juni d . I . abgegeben hat ,nicht schon in der letzten Samstagsitzung erfolgt ist . Wäreeine solche Erklärung uns damals schon zu teil geworden ,so hätten wir uns die heutige Debatte sparen könnenund ich glaube , es wäre dies für das Haus , wie für dasLand kein großer Verlust gewesen (Sehr richtig !) ; denn
irgend welche neue Gesichtspunkte sind , wiemir scheint , in der heutigen Diskussionnicht mehr zu Tage getreten (Sehr richtig !) .Wir haben uns vielmehr in dem gleichen Jdeenkreise be¬wegt , in dem wir uns in der letzten Woche befundenhaben , und es ist speziell auch dasjenige , was der HerrAbg . Frühauf aus der württembergischen Denkschrift her¬vorgehoben hat , nach meinem Gefühle eigentlich nichtsneues ; es sind das lauter Momente , die im Verlaufe derseitherigen Verhandlungen , in den Regierungskundge¬bungen , wie in der Presse schon so und so oft bespro¬chen worden sind . Wir hatten daher auch gewiß keine

Veranlassung , auf diese württembergische Denkschrift zuwarten . Was hätte es uns denn auch genützt , wenn wirdarauf gewartet hätten ? Hätten wir uns dann vielleichtmit Rücksicht auf den Vorgang von Württemberg dahinschlüssig gemacht , der Gr . Regierung die Einführung dervierten Wagenklasse im Lande Baden zu empfehlen ? Ichglaube , das wäre unsererseits nicht geschehen . Es hatzwar heute der Herr Abg . Hergt wieder Aeußerungen ge¬tan , die seine Sympathien für die vierte Klasse aufs neueverraten haben . Ich glaube , er steht aber mit dieserseiner Ansicht doch auch in seiner eigenen Partei ziemlichisoliert da (Abg . v . Mentzingen : Ich glaube nicht !) .Es haben wenigstens die Herren vom Zentrum in der
Budgetkommission früher schon wie auch jetzt wiederentschieden den Standpunkt vertreten , daß wir zur Ein¬führung der vierten Klasse im Lande Baden aus Grün¬den , die ich heute nicht wiederholen will , da sie schon sooft hier auseinandergesetzt worden sind , nicht übergehensollten . Ich muß aber auch Verwahrung einlegen , wennder Herr Kollege Hergt die Sache so dargestellt hat , alsob die dritte Klasse , wie wir sie jetzt bekommenoder behalten , eine bersch , leierte vierte Wagen¬klasse sei . Das ist nach meiner Ansicht durchaus nichtder Fall . Wir haben in der Budgetkommission darauf
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hingewirkt , daß ein solcher Effekt nicht eintritt ; wir ha¬ben erklärt , der Unterschied , der in der Denkschrift zwi¬
schen der Klasse 3 a und 3 b gemacht worden ist , sollnur ein tarifarischer sein, sich aber keineswegs auf die
äußere Bezeichnung oder auf die innere Ausstattungder betreffenden Wagen erstrecken.

Das Entscheidende ist, daß , wie auch der Herr Mini¬
sterialdirektor ausfühkte , wir in Baden auch noch In¬krafttreten der Personentarifreform nur eine Holz¬
wagenklasse mit dem Zweipfennigtarif haben wer¬den . Württemberg dagegen ist im Begriff , dazu überzu¬gehen , zwei Holzwagenklassen einzurichten ; eine zumTarif von 3 Pf . und eine zum Tarif von 2 Pf . per Kilo¬meter . Der Herr Kollege Frühauf hat die württem¬
bergische Denkschrift bald gelobt , bald getadelt .Nun ich habe die Denkschrift noch nicht zu Gesicht bekom¬men ; sie ist ja , wie es scheint, auch dem Herrn Abg . Früh¬auf erst heute mitgeteilt worden . Aber wenn dasjenige ,was er aus der Denkschrift uns zitiert hat , der Haupt¬inhalt derselben ist , so kann ich nur nochmals sagen : ichglaube , wir haben keine Veranlassung , uns in unsererEntschließung im Badischen Landtag durch diese Denk¬schrift beeinflussen zu lassen . Die Württemberger sollentun , was sie für gut finden . Wir werden dasjenige tun ,was nach unserer Ansicht den Interessen unseres Landesentspricht . Bedauern kann man allerdings , daß Würt¬temberg jetzt, nachdem Bayern und Baden in gleich¬mäßiger Weise auf diesem Gebiete Vorgehen , seinerseitswieder etwas anderes machen will . Es wäre gewißzweckmäßiger gewesen, wenn diese drei süddeutschenStaaten sich vollständig geeinigt hätten . Ja , der HerrKollege Frühauf lacht darüber , es ist aber doch so (Zurufdes Abg . Frühauf : Nationales Interesse !) . Es han¬delt sich hier übrigens um einen Punkt der Tarifreforni ,der erst in zweiter Linie steht . Die Hauptsache ist dochdie , daß im ganzen Deutschen Reich gleichmäßigeTarife auf dem Gebiet des Personenverkehrs einge¬führt werden . Manches , was in der württembergischenDenkschrift steht , ist aber offenbar auch schon in der ba¬dischen enthalten . Der Herr Kollege Frühauf hat unsz . B . vorhin mitgeteilt , er habe aus der württembergi¬schen Denkschrift entnommen , daß die preußischen Be¬zirk s ei se n ba h n r ä te sich früher gegen die Auf¬hebung der vierten Klasse in Preußen ausgesprochenhaben , und er hat im Anschluß daran sehr scharfe Bemer¬kungen über die Herren , die diesen Bezirkseisenbahnrätenangehören , gemacht . Das hätte er schon auf der erstenSeite der badischen Denkschrift lesen können .
Ich glaube , wir wollen uns darüber freuen , daß wirin Baden den Zwei Pfennigtarif jetzt bekommenund zwar für die dritte Wagenklasse , ohne Einfüh¬rungeiner besonderen vierten Wag en -kIasse . Daß dieser Zweipfennigtarif ein großer Fort¬schritt für unsere Bevölkerung ist, und zwar nicht bloßauf dem Lande , sondern auch in den Städten , das hatja auch der Herr Abg . Hergt vorhin noch einmal desNäheren auseinandergesetzt .Es ist aber auch im Laufe der Debatte und auch in denheutigen Ausführungen des Herrn Kollegen Frühaufdoch nach und nach zum Durchbruch gekommen , daß dieEinführung der beschleunigten Personen¬züge mit dem Zweipfennigtarif in der dritten Klasseeine Sache von Bedeutung sein wird . Der Herr KollegeFrühauf hat gesagt , man müsse zugeben , daß einige kleineVerbesserungen doch kommen würden . Nun , ich halte diebeschleunigten Personenzüge nicht für kleine Verbesse¬rungen , sondern für eine große Verbesserung der Tarif¬reform , wie sie sonst im Reich durchgeführt wird .

Ich habe mich gefreut , daß der Herr Kollege Frühauf inseinen Ausführungen auch die Erklärung des
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Herrn E i s e n b a h n m i n i ster s in .der Budget -
kommisnon, die er vorgestern abgegeben hat , nochmals
hervorhob. Ter Herr Eisenbahnminister hat dort gesagt,
daß er im Rahmen der Tarifresorm sich sür durchaus
berechtigt halte , auch weitere beschleunigte Personenzüge,
als im Bericht angegeben, einznführen . Er hat erklärt ,
daß , wenn die jetzt vorgesehenen beschleunigten Züge nicht
ausreichen sollten, seitens der Regierung beabsichtigt ist,
diese Züge nicht nur mehrsach zu annähernd gleicher Ab-
gangszeit zu führen , sondern auch zu anderen Abgangs¬
zeiten , als im Bericht angedeutet ist . (Abg . Frühauf :
Hört , hört !) Ich glaube , daraus geht hervor, daß auch
die Regierung diese Einrichtung weiterer Entwicklung für
fähig erachtet und daß der gute Wille bei ihr vorhanden
ist , im Laufe der Zeit auch hier noch Verbesserungen ein-
treten zu lassen . Es wird ja Wohl auch Sache der Volks¬
vertretung sein müssen , später hieraus noch besonders hin¬
zuwirken.

Nun wird freilich gesagt : Die beschleunigten
Personenzüge sind gar nichts neues ; sie sind
in Preußen schon so und so lange eingesührt . Ich kann
nicht kontrollieren, ob das tatsächlich zutreffend ist . Aber
darüber mutz ich mich Wundern, daß , wenn Preußen seit¬
her schon diese Einrichtung gehabt haben sollte , man
immer darüber lamentiert , daß dort in bezug auf das
Eisenbahnwesen ein vollständiger Sumpf bestehe und die
Zustände ganz rückschrittlicher Art seien . Das stimmt
denn doch nicht ganz zusammen . Uebrigens kann Preu¬
ßen diese Einrichtung doch Wohl seither nicht in dem Um¬
fange besessen haben , in dem sie jetzt bei uns eingesührt
werden soll.

Der Herr Abg . Eichhorn hat davon gesprochen , daß im
Reichsland Wagen 4 . Klasse auch in den
Eilzügen mitgeführt werden sollten, und die Frage
aufgeworfen, warum , wenn dies dort zulässig sei , man
es nicht auch bei uns zulassen wolle. Ich glaube , daß er
sich da in einem tatsächlichen Irrtum befindet. Es ist
wohl nach den Grundlagen der Tarifreform , wie sie
wenigstens uns bezeichnet worden sind , ausgeschlossen ,
daß Wagen zum Zweipfennigtarif in den Eilzügen mit-
gefi

' ihrt werden. Das sage ich aber auch : Wenn die Reichs¬
lande etwas Derartiges zu machen berechtigt sein sollten ,
dann müßten wir auch dazu berechtigt sein . Denn , was
dem einen recht ist , ist dem andern billig . (Abg . F rüh -
aus : Tie Initiative können wir nie ergreifen, die er¬
greift nur Preußen , immer nur Preußen !) Die Ini¬
tiative können wir auch ergreifen , es steht dem gar
nichts im Wege . Allerdings wird das kleinere Land im
Ergreifen der Initiative etwas zurückhaltender sein , als
der große Staat . Aber ich werde freilich mit einer der¬
artigen Argumentation beim Herrn Kollegen Frühauf
auf großes Verständnis nicht rechnen dürfen . Er geht bei
seinen Ausführungen eben immer davon aus , daß der
Kleine in der Lage sei , dem Großen das Rezept zu diktie¬
ren . ( Abg . Früh aus : Wie David dem Goliath .)

Ter Herr Kollege Frühauf hat auch heute wieder die
Frage aufgeworfen, warum wir denn jetzt nicht dafür zu
haben seien , daß sofort der Zweipsennigtaris
ohne Schnellzuschlagstarif auch in
Schnellzügen und Eilzügen eingesührt werde.
Ich habe das letzthin in der breitesten Weise auseinander¬
gesetzt und kann heute alle Einzelheiten nicht mehr wieder¬
holen. Aber ich möchte doch nochmals betonen , daß das
Entscheidende für uns darin gelegen ist , daß , wenn wir
jetzt wieder einseitig mit großen Tarifherabsetzungen Vor¬
gehen , und zwar in einem Augenblick , in welchem in ganz
Deutschland über die Grundzüge der Tarifreform eine
Einigung schon erzielt ist oder doch voraussichtlich in kur-
zcr Zeit erzielt werden wird , für Baden die Gefahr einer
Isolierung auf tarifarischem Gebiete in einem Matze

entsteht, welches unter Umständen für die Betriebsergeb¬
nisse unserer Bahnen und sogar sür die Aufrechterhaltung
der Selbständigkeit derselben in hohem Grade bedenklichwerden kann . Ich habe letzthin auch auf die finanziellen
Bedenken hingewiesen, die mit den im Anfang sicher ein¬
tretenden Einnahmeausfällen verknüpft sein würden . Ich
habe indes diese Bedenken in die zweite Linie gerückt. Im
übrigen wollen wir doch jetzt nehmen, was nach Lage der
Dinge sicher zu erreichen ist . Wenn wir uns nunmehr
den Zweipsennigtaris sür die 3 . Klasse dauernd sichern,
wenn wir weiter die Einrichtung der beschleunigten Per¬
sonenzüge erzielen, die ganz gewiß weiterer Entwicklung
und Ausgestaltung fähig ist , so machen wir einen großen,
unserer Bevölkerung zum Wohle gereichenden Fortschritt.
Die Zukunft aber wird nach meiner Ueberzeugung gewiß
noch weitere Verbesserungen bringen . (Beifall .)

Das Haus schreitet hierauf zur Abstimmung über die
vorliegenden Anträge .

Nach einer Geschäftsordnungsdebatte über die Reihen -
folge , in der die vorliegenden Anträge zur Abstimmung
gestellt werden sollen, und an der sich die Abgg. Früh -
aus , Dr . Heimburger , Or . Biuz und Kolb be¬
teiligen , wird zunächst abgestimmt über den Antrag der
Budgetkommission ( Seite 4 der Drucksache Nr . 43a) , da-
hingehend:

„Hohe Zweite Kammer wolle den Antrag der Ab¬
geordneten Frühauf und Genossen , die Freiburger
Resolution, sowie die Petition des Bundes der In¬
dustriellen, Landesabteilung Baden und Rheinpsalz,
durch die Erklärungen der Großh . Regierung , sowie
durch ! die oben erwähnten Ausführungen und An¬
träge der Kommission für erledigt erklären .

"

Ter Antrag wird mit allen gegen 17 (sozialdemokra¬
tische , demokratische und freisinnige) Stimmen angenom¬
men.

Hieraus wird über den Antrag der Abgeordneten Or .
Wilckens und Genossen , den nunmehr die Budgetkommis¬
sion stellt, ab gestimmt.

Der Antrag lautet :
„Tie Budgetkommission beantragt , daß den Vor-

aussetzungen, unter welchen der Personentarisresorm
zugestimmt werden soll , noch beigesügt werde:

3 . daß für den Fall der Einführung der vierten
Wagenklasse bei der Main —Neckarbahn die aus Seite
71 des Berichts bezeichnete gleichmäßige Behandlung
der Wagen dritter und vierter Klasse auch auf die ba¬
dischen Strecken der Main -Neckarbahn Anwendung
finde.

"

Der Antrag wird einstimmig angenommen .

Endlich wird über den Hauptantrag der Budgetkommis¬
sion (Seite 73/74 des Berichts) abgestimmt . Die Ab¬
stimmung ist auf Antrag (s . Seite 2057 der amtlichen
Berichte ) eine namentliche.

Dieser Hauptantrag lautet :
„Das Hohe Haus wolle der geplanten Reform zu¬

stimmen, vorausgesetzt
l . daß auf den Strecken, auf denen seither Schnellzüge

geführt wurden , beschleunigte Personenzüge minde¬
stens in dem llmfang der Erklärung , welche die
Großh . Regierung der Budgetkommission gegenüber
abgegeben hat , eingerichtet werden, in denen die
dritte Klasse pro Kilometer 2 Pf . kostet ;
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2 . daß der in der Denkschrift gemachte Unterschied der
Klasse lila und Illb lediglich ein tarifarischer bleibt
uird weder aus die äußere Bezeichnung, noch aus dieinnere Ausstattung der Wagen ausgedehnt wird ;

3 . daß nicht etwa Württemberg oder Oldenburg ihreLandeskarten beibehalten, in welchem Fall unserseitsdie Beibehaltung der Einrichtung des Kilometerhef¬tes verlangt werden müßte ;
daß die Abmachung mit den anderen Staaten , wo¬
nach in Zukunft die einzelnen Verwaltungen ständigeAbweichungen von den Personentarifen nicht einsüh-rsn dürfen , ohne vorher den übrigen Verwaltungendavon Kenntnis zu geben und eine Verständigungzu versuchen , dahin aufzufassen ist, daß im Falle der
Erfolglosigkeit eines solchen Versuches der betreffen¬den Verwaltung die Freiheit zurückgegeben wird . "

Der Antrag wird mit 60 gegen 17 (sozialdemokratische ,demokratische, und .freisinnige ) Stimmen angenommen .
Damit ist Ziffer 1 der Tagesordnung erledigt .

Zu Ziffer 2 erhält sodann das Schlußwort in der
allgemeinen Beratung

Abg . Pfefferle (natl . ) : Die gestern in späterStunde zu Ende gegangene Generaldebatte über bas
Eisenbahnbaubudget hat für die Kommission insoferneinen erfreulichen Verlauf genommen , als weder die
Ausführungen des Berichts, noch auch die Anträge der
Kommission einen Widerspruch erfahren haben . Wasden im Verlauf der Verhandlungen eingelaufenen An¬trag Hergt anbelangt , der eine Novelle zum Ent¬
eignungsgesetz herbeizuführen bezweckt, und dem auch ichmeine Unterschrift beigefügt habe, so hat derselbe insoferneine befriedigende Lösung gefunden , als das Großh .Ministerium des Innern durch seinen Vertreter hier haterklären lassen , daß die Großh . Regierung dem nächstenLandtag eine Gesetzesvorlage hierüber einbringen wird.Ich möchte aber darauf aufmerksam machen , daß auchder Bericht selbst schon eine Anregung nach der Seite
gebracht hat , und zwar veranlaßt durch die Verhand¬lungen über den Heidelberger Bahnhof . Die Darlegung ,die die Groß . Regierung über den dortigen Gelände¬erwerb gegeben hat , hat uns Anlaß geboten, eine der¬artige Anregung in den Bericht aufzunehmen . Die Ge¬rechtigkeit erfordert es, festzustellen , daß gerade in jenerDarlegung der Großh . Generaldirektion auf diese Mißlich-keiten, die in dem Enteignungsgesetz beruhen , hingewiesenworden ist, und daß die Großh . Regierung damit die

Initiative in dieser Sache insofern ergriffen hat , als siein der Kommission auf die Mängel des Gesetzes hinge¬wiesen hat .
Im Verlauf der Debatte sind verschiedenerlei Gesichts¬punkte hervorgehoben worden, von welchen ich einigederselben zunächst streifen will. Von zwei Seiten wurdebesonders betont , welche große Verzögerungim Bahn bau bei uns allgemein besteht . Der HerrAbg . Hergt hat die verschiedenen Gesichtspunkte, dieunter Umständen ab und zu zu einer Verschleppung einesBaues führen können, hervorgehoben, und der HerrGeneraldirektor hat dieselben gestern ergänzt . Aber ausden Ausführungen konnte man doch im großen und

ganzen herausnehmen , daß von einer eigentlichen Ver¬schleppung unseres Bauwesens durchaus nicht zu sprechenist, daß dasselbe vielmehr, wie auch im Bericht nieder¬gelegt ist, ständig seinen regelrechten Fortgang nimmt .
Von einer Seite wurden die großen Uebertragungenins neue Budget bemängelt . Der Herr General¬direktor hat aber die Ursachen dieser Erscheinung ein¬

gehend erläutert . Ich will dieselben nicht wiederholen.Nun hat der Herr Abg . Eichhorn gemeint, es gäbevielleicht einen Ausweg, wenn man diese Teilforderungenmeistens nicht so hoch faßt und dann später, etwa imOktober, wenn es nötig erscheint, die Genehmigung zueinem Administrativkredit einholt. Es hat mich einiger¬maßen gewundert, wie der Herr Abg. Eichhorn zu einerderartigen Auffassung kommen konnte . Ich meine, wirmüßten es als Volksvertretung bedauern (Abg. vr . Binz :Sehr richtig !), wenn die Regierung unmittelbar vor Be¬ginn des Landtages sich noch Administrativkrediteverschaffen würde. Das wäre nicht wünschenswert fürdie Volksvertretung. Ich meine, daß solche Administrativ¬kredite nur dann eingeholt werden sollten , wenn sichdringende Bedürfnisse zu einer Zeit einstellen, wo die
Zustimmung des Landtags nicht eingeholt werden kann,aber nicht unmittelbar vor Beginn des Landtags . Eshat der Verlauf dieses Landtags gezeigt , daß, wenn esnotwendig wird, rasch Baumittel vor Erledigung des
Budgets zu beschaffen, es auch noch einen anderen Aus¬
weg gibt. Bei der Aufwendung für das zweite GleiseOsterburken—Neckarelz und auch bei einer Position , die beimEtat des Wasser- und Straßenbaues notwendig gewordenist, hat der Landtag diese Position auf den Antrag derGroßh . Regierung im voraus genehmigt, und ich glaube,das ist der richtige Weg gewejen . Ans dem ganzen Ver¬lauf der Verhandlung ging hervor, daß der Weg, dendie Großh . Regierung bisher bei ihren Anforderungeneingeschlagen hat, durchaus der richtige ist .

Es ist die Technikerfrage besprochen worden, und zwarim Zusammenhang mit der vermeintlichen Verschleppungdes Eisenbahnbaues. Es ist dabei der Wunsch hervor¬getreten, daß mehr Techniker angestellt werden . Es istuns gezeigt worden, nach welcher Richtung hier vorge¬gangen werden müßte, daß vor allem auch in der Gene¬raldirektion selbst mehr technische Kräfte sein müßten ,denn das Einstellen von weiteren Technikern bloß draußenim Bezirke würde nicht genügen. Der Herr Abg . Ob -
ikrcher hat gestern auch darauf hingewiesen, daß es wün¬
schenswert wäre, wenn ein besonderer Techniker zumStudium der Anwendung der Elektrizität im Eisenbahn¬betriebe eingestellt werde, und läuft diese Anregung aufgleicher Linie. Ich glaube, die Großh . Regierung wirdwohl diese Sache erwägen und , wenn es notwendig ist,noch weitere Kräfte anstellen , die im Lande wohl vor¬handen sind.

Was die von dem Herrn Abg . Eichhorn betonte Be¬mängelung wegen des Luxus bei Eisenbahnbautenangeht, so hat der Herr Generaldirektor darauf hinge¬wiesen, daß das bei unserem Hochbau durchaus nichtzutrifft. Er hat vor allem gezeigt , daß im großen und
ganzen nur 15 Prozent von allen Anforderungen ansden Hochbau entfallen, und daß da von weitgehendenUeberschreitungen nicht die Rede sein könne . Ich glaube ,was der Herr Generaldirektor in seinen Ausführungenhervorgehoben hat, ist ganz richtig , daß man nämlich,unter Wahrung einer weisen Sparsamkeit , bei den
Ausführungen solcher Bauten auf den betreffenden Platzeine entsprechende Rücksicht nehmen muß .

Der Herr Abg . Frühauf hat die Errichtung eines
Eisenbahnmuseums angeregt, er hat gemeint, eswäre besonders erwünscht , wenn dort graphische Dar¬stellungen über alle Eisenbahnverhältnissegegeben würden .Bekanntlich hat die Großh . Generaldirektion selbst die
Absicht, ein Eisenbahnmuseum zu errichten und sie hatdann wohl Gelegenheit, diese Wünsche zu berücksichtigen .Drei Punkte sind währendder Debatte besonders hervor¬getreten, einmal die in der Kommission vorgelagene Reso¬lution , dann die Frage , ob Staatsbahn oder Privatbahn ,
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und schließlich die Verwendung der Elektrizität bei dem
Eisenbahnbetrieb.

Was die Resolution anbelangt , so hat der Herr
Minister gleich von vornherein eine Erklärung abgegeben ,
die er später nochmals wiederholt und die insofern befrie¬
digt hat, als er nunmehr seine Zustimmung zu dieser
Resolution im Sinne des Berichts gegeben hat . Es wäre
erwünscht gewesen , wenn der Herr Minister das schon in
der Kommission getan hätte ; denn ich glaube, alle Gesichts¬
punkte , die in dem Bericht niedergelegt sind , sind in der
Kommission schon besprochen worden. Wenn der Herr
Abgeordnete Eichhorn gemeint hat , daß ich im Bericht die
Sache milder aufgefaßt hätte, als dies in der Kommission
besprochen wurde , so hat schon der Herr Abgeordnete
Obkircher darauf hingewiesen, daß das nicht zutrifft . Ich
glaube, daß ich alle Gesichtspunkte korrekt wiedergegeben
habe, die innerhalb der Kommission hervorgetreten sind .
Der Herr Abgeordnete Eichhorn hat gemeint, die Resolution
scheine Bitte , sondern sie sei eine Forderung an die Regie¬
rung , die derselben eine Marschroute geben will . Der Herr
Minister hat selbst darauf seine Antwort gegeben : Er
hat mit Recht dagegen Verwahrung eingelegt und aus¬
geführt, daß die Großh . Regierung durchaus nicht ein¬
fach die Wünsche der Kammer zu vollziehen habe , son¬
dern daß sie als Verantwortliche Regierung ebenfalls ein
Faktor sei . der hier mitzuwirken habe . Herr v . Mentzingen
hat der Resolution eine besondere Bedeutung abgesprochen .
Ich nehme aber an , daß die große Mehrheit des Hauses
wohl der Resolution zustimmen wird, und ich möchte Sie
bitten , mit bezug auf die Kommissionsbegründung der
Resolution zuzustimmen.

Was die Privatbahnfrage anbelangt , die, wie
ich vorausgesehen habe, in der Debatte einen größeren
Raum eingenommen hat, so ist zu konstatieren, daß die
meisten der Herren , die gesprochen haben, sich allerdings
für die Staatsbahn ausgesprochen haben. .Der Herr
Abgeordnete Hergt hat zwar gemeint, man solle die
Privatgesellschaften nicht vollständig ausschalten.
Auch die Großh . Regierung hat dazu eine Erklärung
abgegeben . Sie hat uns mitgeteilt , daß das Staats¬
ministerium sich über diese Frage auch schlüssig gemacht
habe und daß man das Privatbahnsystem prinzipiell
nicht auszugebenbeabsichtige , daß aber in den nächsten Jahren
voraussichtlich nur Staatsbahnen gebaut würden . Der
Herr Abg . Eichhorn hat darauf gemeint, diese Prinzipien -
srage sei eine Sache, die man der Großh . Regierung
überlasse ; die Volksvertretung jedenfalls solle ihre Zu¬
stimmung für Privatbahnen nicht mehr erteilen. Die
Großh . Regierung hat somit das Privatbahnsystem
prinzipiell nicht ausgeschlossen , sondern sie behält sich
vor, von Fall zu Fall die Sache zu erwägen. Dies
scheint aber nicht unzweckmäßig zu sein , denn es kann doch
der Fall eintreten, daß es in einem oder anderen Falle
notwendig wird, einer Privatbahngesellschaft für eine
Anlage die Genehmigung zu erteilen. Eine ähnliche
Stellung hat ja auch die Budgetkommission eingenommen,
und ich habe schon im einleitenden Vortrage darauf
hingewiesen , daß die Budgetkommission des Landtages
1901/02 diese Frage eingehend erwogen hat , und daß
man sich durchaus darüber klar war , daß man keines¬
wegs diese Privatbahnen ohne weiteres befürworten solle,
im Gegenteil, man hat besonders betont, daß von Fall
zu Fall zu Prüfen sei und daß man eine Privatbahn
nur in den Fällen zulassen soll, wo es eben nicht angängig
erscheint, eine Staatsbahn zu bauen . Auch der jetzige
Resolutionsvorschlag der Budgetkommission, nach welchem
in jeder Budgetperiode durchschnittlich 5 Millionen für
Eisenbahnbauten verwendet werden sollen , sieht diese
Verwendung nicht nur für Staatsbahnen , sondern auch

zur Unterstützung von Privatbahnen vor. Daraus sehen
Sie also , daß die Kommission auch der Ansicht ist, die
Privatbahnen nicht ganz auszuschalten. Wenn aus der
Debatte etwa die Meinung hervortreten wollte, als ob
die Abgeordneten, die für die Erstellung von Privat¬
bahnen eingetreten sind , rückständig wären , so muß ich
dem hier widersprechen .

Man muß dabei die Frage erwägen, woherdenndas
Privatbahnsystem gekommen ist , und man muß die
allgemeineEntwicklung, die der Bahnbau nicht nur bei uns
in Baden , sondern überall durchgemacht hat , in Betracht
ziehen . Wenn man daran denkt, daß in Preußen die größte
Linie lange Jahre im Privatbesitz war , und wenn man
gar nach Frankreich und England schaut , wo nur Privat¬
bahnen sind, so ist ein derartiger Vorwurf unbegründet.
Bei uns in Baden hat die Großh . Regierung allezeit die
Hauptlinien selbst gebaut ; sie hat allerdings die Neben¬
linien nicht bauen wollen. Da sind dann zuerst die Städte
gekommen und haben ausgeholfen ; so hat z . B . Karlsruhe
die Maxaubahn gebaut , die dann vom Staat angekauft
worden ist ; die Stadt Freiburg hat ihre Verbindungsbahn
nach Breisach gebaut , die dann auch angekauft werden
mußte. So sind verschiedene Privatbahnen entstanden;
ursprünglich waren es einzelne Städte und Bezirke , die vor¬
gegangen sind . Schließlich handelte es sich darum , noch
weitere Nebenbahnen zu bauen , bei denen keine kapital¬
kräftigen Großstädte beteiligt waren . Da hat man froh
sein müssen , wenn man einen Unternehmer gefunden hat,
der den Bau und Betrieb ausführte . Wenn der Herr
Kollege Obkircher gestern gemeint hat , daß man den Ge¬
sellschaften dafür noch dankbar sein müßte , so kann
ich das insofern unterschreiben als ich sagen muß : Wenn
die Gesellschaften nicht dagewesen wären , dann hätte
eine ganze Reihe von Bezirken, die jetzt eine Bahn be¬
sitzen , bis heute noch keine Eisenbahnverbindung . Das
muß doch auch anerkannt werden, daß die Gesellschaften
das Risiko übernommen haben, das der Staat nicht
übernehmen wollte. Ich glaube, das beste Beispiel dafür
ist eine Bahn , die mir sehr nahe steht, die Kaiserstuhl¬
bahn . Ich habe mich seinerzeit ernstlich verwendet, habe
der Großh . Regierung alle Verhältnisse klargelegt und
beleuchtet , die für eine Staatsbahn ins Feld geführt
werden konnten , aber es war damals nichts zu machen .
Man mußte schließlich den Bau einer Privatgesellschaft
übergeben. Ich halte dafür , daß es wegen des
Anschlusses der Kaiserstuhlbahn an die Staats¬
bahn ein Fehler der Eisenbahnverwaltung gewesen ist
gerade den Bau der Kaiserstuhlbahn einer Privatgesell¬
schaft zuzuweisen . Aber wenn das nicht geschehen wäre,
so muß ich die Frage aufwerfen, ob es etwa besser gewesen
wäre, wenn wir damals keine Bahn bekommen hätten.

Wohl hätte man in einer späteren Zeit vielleicht eine
Staatsbahn erhalten können , ob das aber so sicher ge¬
wesen wäre, bleibt doch immer fraglich. Wenn ich aber
daran denke , daß 14 große Gemeinden in Frage stehen,
die ein Steuerkapital von etwa 60 Millionen besitzen, so
ist doch immer zu erwägen , ob die damals übernommen
Opfer nicht gut angelegt sind . Wenn die Gemeinden aller¬
dings damals zusammen 200000 M . Bahnbeitrag zu der
Geländestellung leisten mußten , so muß man aber erwägen,
daß das Gelände auch bei einer Staatsbahn gestellt werden
müßte, und daß es jetzt wohl mehr als damals kosten
würde, das scheidet also vollständig aus . Allerdings,
den Bahnbeitrag hätten wir bei einer Staatsbahn gespart.
Wenn ich aber bedenke, daß in den 11 Jahren , seitdem
die Privatbahn besteht, die wirtschaftlichen Verhältnisse
der beteiligten Gemeinden wesentlich gehoben worden
sind, daß die 200000 Mark infolge des besseren Ver¬
kehres in einer einzigen Weinlese wieder für die
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Gesamtheit eingebracht werden können (Sehr richtig !) ,
so muß ich sagen : es ist durchaus unrecht , wenn man
einen Borwurf daraus machen will , daß wir überhaupt
für Privatbahnen eingetreten sind . Wir haben das nie
gern getan , und eine Staatsbahn wäre uns auch am
Kaiserstuhl lieber gewesen . Deshalb sage ich , daß ,wenn uns aus unserer Haltung zu der Privatbahnfrageein Vorwurf gemacht werden will , dann es auch die
Gerechtigkeit erheischt , daß man sich die Sachlage näheransieht !

Nun hat der Herr Abg . Eichhorn ganz besonders auchdarauf abgehoben , daß die Konzession an die einzel¬nen Privatbahngesellschaften das Rückkauftrecht auf 25
Jahre festsetzt , und er hat der Großh . Regierung dar¬
über Vorhalt gemacht . Ich zweifle , ob ohne eine der¬
artige Bestimmung überhaupt eine Privatbahngesellschaft
sich gefunden hätte oder finden würde , die ein derartigesRisiko übernimmt . 25 Jahre , das gebe ich zu , sind jaeine lange Zeit , aber im Leben eines Volkes bedeutet
das doch keinen so langen Zeitabschnitt ; bei uns z . B .
sind jetzt schon bald 11 Jahre vorüber , und es wird
nicht noch 14 Jahre dauern , bis die Frage aufgeworfenwird, ob man nicht die Kaiserstuhlbahn ankaufen unddem Staatsbahnnetze einverlciben soll . Ich meine , die
Art und Weise, wie sich die Anschauungen über das
Privatbahnsystem geändert haben , liegt nicht in dem Vor¬
gehen einzelner Personen , sondern in der Natur der Sache
selbst . Die wirtschaftliche Hebung des Landes erheischteben ein Fortschreiten auch auf dem Gebiet des Eisen¬
bahnwesens .

Was nun schließlich die Anwendung der Wasser¬kräfte für den Bahnbetrieb betrifft , so will ich michbei der vorgerückten Zeit kurz fassen . Ich will nur dar¬
auf Hinweisen, daß der Herr Minister schon in der Kom¬
mission betont hat , daß gerade die Verwendung der
Wasserkräfte des Landes für die Errichtung von weiteren
Bahnen eine Bedeutung erlangen könne , und ist dies
auch im Berichte niedergelegt . Der Herr Kollege Hergthat allerdings gemeint , daß das kein Grund sein sollte ,in der Errichtung von Nebenbahnen einzuhalten und ab¬
zuwarten , bis diese Probleme gelöst feien . Dieser An¬
schauung kann ich mich nur anschließen ; ich möchte glauben ,daß es eine ernste Aufgabe der Großh . Regierung seinmuß , diese wichtige Frage eingehend zu behandeln , daßman aber trotzdem inzwischen mit dem bisherigen Bahn¬system fortfahren möge , damit auch weitere Landesteile
zu ihren Bahnen und damit zu ihrem Recht kommen .

Ich möchte nun übergehen zu den Spezialwünschen , dieim Lauf der Generaldebatte vorgebracht worden sind .Zunächst wende ich mich zum Herrn Abgeordneten Fehren -
bach, der die Fortsetzung der Elztalbahn angeregthat . Er wurde darin von den Herren Obkircher undRebmann unterstützt . Auch ich möchte diesem Wunschebeitreten . Als Vertreter des Bezirks Emmendingen habe
ich natürlich auch das größte Interesse an dem Ausbau
dieser Linie , denn das würde eine wesentliche Verbesserungdes Verkehrs für das ganze Oberland bedeuten , wennwir durch die Fortsetzung der Elztalbahn einen näherenWeg nach Stuttgart hätten . Gerade der Kaiserstuhl undder ganze Breisgau mit ihrem Wein - und Obstbau würdeneinen außerordentlichen Vorteil davon haben . Ich gebegerne zu , daß militärische Interessen hierbei in Betrachtkommen, aber die wirtschaftlichen Interessen , die HerrKollege Fehrenbach hervorgehoben hat , sind dabei nichtzu übersehen , und ich glaube deshalb , daß es wünschens¬wert wäre , wenn die Großh . Regierung der Anregungder Handelskammer Freiburg Rechnung tragen würde .Es wäre zu empfehlen , daß die Großh . Regierung sichmit der Militärbehörde ins Benehmen setzte , denn es

wird notwendig sein, daß alle Faktoren zum Gelingendes Werkes Mitwirken .
Die Herren Kollegen Geppert und Hergt haben u . a .

sich der Renchtalbahn angenommen und für den
Ankauf der alten Renchtalbahn plaidicrt , sowie für eine
Fortsetzung derselben . Der Herr Minister hat in dieser
Sache eine Erklärung .abgegeben , die mich insofern be¬
friedigt hat , als er zugesagt hat , daß er das Versprechenseines Herrn Vorgängers einlösen werde , und daß nachAblauf des Vertrages im Jahre 1909 der Ankauf deralten Linie stattfinden soll ; demnach wird im nächstenBudget eine entsprechende Anforderung eingestellt werden
müssen . Was die Fortsetzung der Bahn anlangt , so hatder Herr Minister erklärt , daß auch sie im Auge behaltenwerden soll. Ich meinerseits möchte den Wunsch des
Herrn Abg . Geppert unterstützen , und glaube , man sollteschon dem nächsten Landtag eine Vorlage nach der
Richtung bringen .

Was die D u rch g a n gs b a h n , die der Herr Abg .
Hergt betont hat , betrifft , so halte ich dafür , daß es
allerdings wünschenswert ist, daß die Fortsetzung insobere Tal so angelegt wird , daß man später weiter
anschließen kann ; so viel ich unterrchtet bin , ist auch diealte Linie darnach angelegt .

Der Herr Abg . Duffner wünscht insbesondere , daßdie Stationsanlage Neustadt recht bald her¬gestellt wird . Dem Wunsche kann ich zustimmen .
Der Herr Abg . Meyr - Lahr hat verschiedene Wünsche -

Zunächst hat er eine Haltestelle in Gremmelspachbeantragt . Diese Frage ist auch aus früheren Landtagenschon behandelt worden ; es war eine Petition eingelaufenund ich glaube , daß man die Sache nochmals prüfensollte . Dann hat er zwei Wünsche für St . Georgen
vorgetragen , der eine betrifft die Erweiterung der
Güterhalle daselbst und der andere die elektrische
Beleuchtung des Bahnhofs . Was den letzterenPunkt anbelangt , so habe ich im Bericht darauf hin¬gewiesen, daß es Wunsch der Kommission ist, daß , wennein Elektrizitätswerk am Platze ist, tunlichst auch die
Eisenbahnverwaltung ihre Verkehrseinrichtungen an¬
schließen sollte. Das trifft auch auf St . Georgen zu,und wird die Großh . Regierung diesem Wunsche wohlentsprechen . Was die Güterhalle anbelangt , so ist es
selbstverständlich, daß , wenn die Zunahme des Verkehrssolches notwendig macht, das Nötige veranlaßt wird .

Der Herr Abg . Armbruster hat 2 alte Beschwerdenvorgetragen , einmal die Fortsetzung der Lokalzügevon Riegel abwärts bis Orschweier bezw .
Herbolzheim . Das ist eine Angelegenheit , die ichöfter in diesem Hohen Hause angeregt habe , weil ichder Meinung bin , daß es für den Amtsbezirk Emmen¬
dingen wünschenswert ist, daß der nördliche Teil des
Bezirkes mit den Lokalzügen rasch nach der Bezirksstadtkommen könne. Ich möchte den Wunsch deshalb unter¬
stützen; die Gegengründe der Regierung sind ja bekannt ,aber vielleicht kommt man doch noch den berechtigtenWünschen dieser großen Gemeinden entgegen . Was die
elektrische Beleuchtung des BahnhofsHerbolzheim anbelangt , so liegt die Angelegenheithier wie bei St . Georgen . Ich hoffe auch, daß der
Unternehmer entgegenkommen und daß es der Großh .Regierung möglich sein wird , diesem Wunsche zu ent¬
sprechen.

Der Herr Abg . Hilbert hat auch zwei Wünsche ausseinem Wahlbezirke vorgebracht , einmal Anbringung eines
Fußgängersteges an der Jofephstraße in Donau -
eschingen und dann Verbreiterung einer Brückeam Bahnhof Engen . Das sind zwei Wünsche , die
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gewiß ihre Berechtigung haben , und ich möchte solche
unterstützen und hoffe, daß die Großh . Eisenbahnverwal¬
tung hier das nötige ebenfalls veranlassen wird .

Der Herr Abg . vr . Schofer hat verschiedene Wünsche
aus seinem Wahlbezirke vorgebracht , insbesondere die
baldige Erstellung der Bahn Hardheim — Tauber¬
bischofsheim . Nun , die Strecke Walldürn —Hardheim
wird jetzt erstellt . Ob die Fortsetzung nach Tauberbischofs¬
heim bald Nachfolgen wird , weiß ich nicht, aber jedenfalls
wird von seiten der Regierung eine eingehende Prüfung
erfolgen .

Der Herr Abg . Wittemann hat zunächst die Angelegen¬
heit der Bahn Kappel — Bonn darf besprochen und ist
dafür eingetreten , daß die Bahn möglichst früh eröffnet
werde . Ich habe im Bericht schon darauf hingewiesen ,
daß auch die Kommission den Wunsch hat , daß die Bahn
früher eröffnet werden möge , als am 1 . Oktober 1907 .
Ich möchte aber den Wunsch des Herrn Abg . Wittemann
noch kräftig unterstützen . Die Herren von Lenzkirch haben
mir diesen Wunsch auch vorgetragen und ich hoffe ,
daß es der Großh . Regierung möglich sein wird , einen
früheren Eröffnungstermin herbeizuführen . Nun hat der
Herr Abg . Wittemann allerdings gemeint , ich sei ein
schlechter Prophet gewesen, weil ich seinerzeit den Ausspruch
getan habe , daß bis zu diesem Landtage die Bahn
fertig sein würde . Ich habe damals allerdings diese
Meinung gehabt (Abg . von Mentzingen : Man weiß
auch nicht , wie lange der jetzige Landtag dauert ) . Ja ,
wenn es allerdings so fort geht , so können wir vielleicht
die Eröffnung dieser Bahn noch auf diesem Landtag er¬
leben . Immerhin will ich nochmals hervorheben , daß man
alles aufbieten sollte , die Gemeinden , die so lange ge¬
wartet haben , die Bahn möglichst bald erhalten .

Dann ist der Herr Abg . Wittemann für den Anschluß
der Stadt Stühlingen an die elektrische Bahn von
Schaffhausen nachSchleitheim eingetreten . Von
der Regierungsbank aus ist uns die Auskunft erteilt wor¬
den , daß dagegen an und für sich nichts einzuwenden sei ;
nur die Bewilligung eines Staatszuschuffes für diese Vor¬
ortsbahn von Schaffhausen wurde abgelehnt . Es scheint
auch keine große Summe in Frage zu sein.

Dann hat Herr Kollege Wittemann die Frage einer
Fortsetzung der Bahn von Bonndorf über
Stühlingen nach Schaffhausen angeregt . Das
ist ein altes Projekt , es ist die Richtung der alten Post¬
straße von Freiburg nach Schaffhausen , die seinerzeit
sehr viel frequentiert worden ist . Ob und wann die Bahn
kommen wird , weiß ich nicht . Ich kann als Berichterstatter
dazu weiter nichts sagen , und nur persönlich aussprechen ,
daß es erfreulich wäre , wenn es gelingen sollte , auch diese
Bahn zu bauen .

Dann hat Herr Wittemann noch ein anderes Projekt
ausgegraben , nämlich die Bahn Waldshut -
Jestetten , die Klettgaubahn . Ich sage ausgegraben ,denn wir haben von ihm gehört , daß vor 4 Jahren ganz
am Schluffe des Landtags eine Petition eingelaufen war ,die nicht mehr verhandelt werden konnte . Jetzt sind wir
auch wieder am Schluffe des Landtags , nnd ich meine ,die Petenten hätten Zeit genug gehabt , die Petition schon
dem nächsten Landtag wieder einzureichen , dann wäre sie
verhandelt worden . Ich kann den Gemeinderäten nur
empfehlen , dafür zu sorgen , daß das nächste Mal die
Petition rechtzeitig eingebracht wird .

Der Herr Abg . Hennig hat auch zwei Wünsche vorge¬
bracht , einmal die Bahn Wolfach - Rippoldsau
durch das Schappbachthal . Es ist begreiflich,
daß die Bewohner jener Gegend und speziell die dortigen
Badebesitzer den Wunsch haben , daß dorthin eine Bahn

erstellt wird . Ob das geschehen kann , weiß ich freilichnicht . Was die andere Angelegenheit , die Straßenüber¬
führung bei Steinach betrifft , so möchte ich hervorheben ,daß dieselbe die Kommission ebenfalls beschäftigt hat .Es muß zugegeben werden , daß es bedauerlich
erscheint, daß man so Vorgehen muß . Wir haben mitder Großh . Regierung die Sache eingehend verhandelt ,aber wir sind schließlich aus den Darlegungen der Großh .
Regierung zu der Ueberzeugung gekommen, daß eben ein
anderer Weg viel zu teuer wäre . Der Herr Abg . Hergt
hat es uns in der Kommission als Sachverständiger ge¬
zeigt , daß eine andere Lösung dann möglich wäre , wenn
eine große Strecke der Linie anders gelegt würde , allein
das würde viel mehr kosten ; ob wir dafür die Verant¬
wortung übernehmen können , ist mir fraglich . Der Herr
Abg . Hennig hat den Wunsch ausgesprochen , die Sache
möchte wegen einer allenfallfigen Untersuchung noch ein¬
mal geprüft werden , ehe man zur Ausführung schreitet.
Ich glaube , wir können die Position ganz gilt geneh¬
migen , und immerhin noch den Wunsch aussprechen , das
nach der Richtung auch eine Prüfung eintritt .

Der Herr Abgeordnete Müller hat ebenfalls einige
Wünsche vorgetragen , die aber von der Regierungsbank
schon beantwortet sind .

Der Herr Kollege Banschbach hat dann gewünscht, daß
die Güterhalle in Mosbach verlegt werde . Auch
hier hat die Großh . Regierung schon das nötige mitgc -
teilt . Bezüglich der Bahn Schefflenz - Billigheim
habe ich schon bei dem Rechnungsnachweis darauf hinge¬
wiesen, daß die bewilligte Position für diese Nebenbahn
verfallen könnte , wenn nicht rechtzeitig ein Unternehmer
gefunden wird , was sehr bedauerlich wäre . Wir haben
aber von der Großh . Regierung gehört , daß z. Zt . Unter¬
handlungen mit einem Unternehmer stattfinden , und ich
möchte meinerseits den Wunsch aussprechen , daß diese
Verhandlungen dazu führen möchten , daß diese Bahn ,
die wir genehmigt haben , auch tatsächlich gebaut wird .

Der Herr Kollege Breitner hat auch verschiedene
Wünsche aus seinem Wahlkreis vorgebracht . Er hat zu¬
nächst für eine Bahn Philippsburg — Oberhausen
nach Kirrlach und eventl . eine Fortsetzung bis
Linckenheim plaidiert , dann wieder für eine Bahn
von Bruchsal nach Hambrücken . Das sind Wünsche,
die gewiß beachtenswert sind . Wie weit sie zunächst zu
erledigen sind , ob sie in dem großen Rahmen , innerhalb
dessen sich die Eisenbahnwünsche bewegen , bald zur Er¬
ledigung kommen können , kann ich als Berichterstatter
nicht beurteilen . Jedenfalls wünsche auch ich , daß alle
diese Projekte eingehend geprüft werden .

Auch der Herr Kollege Ihrig hat für zwei Projekte
gesprochen : Einmal für eine Linie Hambrücken -
Bruchsal , das wäre also eine Ergänzung und Fort¬
setzung der Linie , für die der Herr Abg . Breitner einge¬
treten ist , dann für eine Bahn ab Eberbach auf
den Winterhauch . Diese Angelegenheit kennen wir
vom früheren Landtag ; wir haben sie damals eingehend
besprochen. Wir haben allerdings dabei gehört , daß die
Kosten groß und der direkte Vorteil vielleicht geringer
sein dürfte . Allein wenn man die Sache vom volks¬
wirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet , kommt man
vielleicht doch später dem Wunsche des Herrn Kollegen
Ihrig entgegen .

Schließlich hat der Herr Kollege Eichhorn zwei Bahn¬
verbindungen angeregt . Er sprach zunächst von einer
Verbindungsbahn von Breiten direkt nach
Pforzheim . Das ist eine Sache , die Aussicht haben
kann , sie entspricht einem Wunsch , den die Arbeiterschaft
jener Gegend schon lange hegt -



Dann hat er für Verbindungen von Pforzheimnach dem württemberger Mittelland gesprochenund drei Varianten erwähnt . Ich kann das , was er in
dieser Beziehung Vorgelragen hat , als Berichterstatter nichtbeurteilen. Es wird das Beste sein, wenn dafür Petitioneneinlaufen , damit die Großh . Regierung die Sache prüft.Ich bin damit mit meinen Betrachtungen am Ende;(Bravo !), ich kann nur noch einmal wiederholen : Es sollmich freuen , wenn die Wünsche der HerrenKollegen möglichst in Erfüllung gehen. (Beifall).

Hierauf wird abgestimmt über die Resolution der
Budgetkommission . Dieselbe lautet :

„Mit Rücksicht auf die vielen seit Jahren und auchin der laufenden Session aus den verschiedenen Lan¬desteilen an die Landstände eingereichten, von derZweiten Kammer der Großh . Regierung zur Berück¬sichtigung überwiesenen Petitionen auf Herstellungvon weiteren Bahnverbindungen (Staatsbahnen unddurch Staatszuschüsse unterstützte Privatbahnen ) sol¬len in den nächsten fünf Budgetperioden für den Bausolcher Bahnen durchschnittlich fünf Millionen Markin jeder Büdgetperiode aufgewendet werden .
"

Die Resolution wird einstimmig angenom¬men .

Ebenso wird der Antrag Hergt und Gen . , der da¬hin lautet :
„Das Hohe Haus wolle die Großh . Regierung er-suchen, in eine Nachprüfung des Enteignungs¬gesetzes vom 26 . Juni 1899 auf Grund der bis jetztinsbesondere bei der Eisenbahnverwaltung gewon¬

nenen Erfahrungen alsbald einzutreten und demnächsten Landtag eine Novelle zu diesem Gesetz vor¬zulegen"

einstimmig angenommen .
Hierauf wird abgebrochen .
Der Präsident teilt mit, daß die Kommissionfür den Gesetzes Vorschlag , betreffend dieteilweise Aufhebung des Gesetzes vom19. Februar 1874, angezeigt habe, daß sie sich kon¬stituiert und daß sie zum Vorsitzenden den Abg . Mu¬ser , zum Berichterstatter den Abg. Büchner gewählt habe.
Eine von dem Abg. Fahrenbach übergebene Petitionder städtischen Waldhüter in Freiburg i . B .um Ermöglichung der Aufnahme derselben in die städtischeDienst- und Gehaltsordnung wird der Petitionskommis¬sion überwiesen.

Schluß der Sitzung kurz nach halb 1 Uhr .

* Karlsruhe, 28 . Juni. 112 . öffentliche Sitzung derZweiten Kammer. Tagesordnung auf Sams¬tag den 30. Juni 1906 , vormittags 9 Uhr:
Anzeige neuer Eingaben . Sodann

„ Fortsetzung der Beratung des Berichts der Budgetkommissionüber das Spezialbudget des Eisenbahnbaues für die Jahre1906 und 1907 (Spezialdiskussion ) samt einschlägigen Petitio¬nen (Seite 18 ff . , 58 ff ., 61 ff . , 73 ff ., 77 ff ., 80 ff ., 82 ff ., 84 ff .,88 ff ., 110 ff . des Kommissionsberichts ) — Drucksache Nr .15. — Berichterstatter : Abg. Pfeffer ! e.

Verantwortlich für dm Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Otto Wallt .Druck und Verlag der G . Braun schm Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .
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